Rechtsanwaltskammer Dusseldorf
Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts

Auslegungs- und Anwendungshinweise
zum Gesetz Uber das Aufspiren von Gewinnen aus schweren
Straftaten (Geldwéaschegesetz — GwG)

Die vorliegenden Auslegungs- und Anwendungshinweise beziehen sich auf das Gesetz
uber das Aufspiren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwaschegesetz; im Fol-
genden: GwG) in seiner Fassung vom 01.01.2020. Sie gelten fir alle Verpflichteten nach
dem Geldwaschegesetz, die unter der Aufsicht der Rechtsanwaltskammern gemaf § 50
Nr. 3, 8 51 Abs.1 GwG stehen.
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Auslegungs- und Anwendungshinweise der Rechtsanwaltskammer Disseldorf zum
Gesetz Uber das Aufspiren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwaschege-
setz — GwG)

Beschlossen vom Vorstand der Rechtsanwaltskammer Dusseldorf, Abteilung IX, am
03.03.2021.

Einleitung

Mit dem ,Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwascherichtlinie, zur Aus-
fihrung der EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der Zentral-
stelle flr Finanztransaktionsuntersuchungen vom 23. Juni 2017" (BGBI. 2017 I.
S. 1822) wurde die Vierte EU-Geldwascherichtlinie (Richtlinie (EU) 2015/849
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinde-
rung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwasche und der
Terrorismusfinanzierung) in Deutschland umgesetzt—. Das novellierte ,Gesetz
Uber das Aufspiren von Gewinnen aus schweren Straftaten” (Geldwéaschege-
setz — GwG) ist seit dem 26. Juni 2017 in Kraft. Mit dem ,Gesetz zur Umset-
zung der Anderungsrichtlinie der vierten Geldwéascherichtlinie® (EU
2018/843) wurde es mit Wirkung zum 1. Januar 2020 weiter verscharft
(BGBI. +2019,-5-26022019 1, S. 2602). Im Zuge dessen ist auch am 01.10.2020
die Verordnung zu den nach dem Geldwaschegesetz meldepflichtigen Sach-

verhalten im Immobilienbereich (GwGMeldV-Immobilien) in Kraft getreten
(BGBI. 2020 1, S. 1965).

Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwaélte! sowie Kammerrechtsbeistande? kon-
nen Verpflichtete im Sinne des Geldwadschegesetzes sein, 8§ 2 Abs. 1 Nr. 10
GwG. Mit den nachstehenden Ausfiihrungen werden Hinweise zur Pflichtenlage
sowie zur Auslegung und praktischen Anwendung gegeben. Die Rechtsan-
waltskammer hat als zustandige Aufsichtsbehérde fur ihren Kammerbezirk ge-
maf § 51 Abs. 8 Satz 1 GwG den Verpflichteten regelmafig aktualisierte Aus-
legungs- und Anwendungshinweise fir die Umsetzung der Sorgfaltspflichten
und internen Sicherungsmal3hahmen nach den gesetzlichen Bestimmungen
zur Verhinderung von Geldwésche und Terrorismusfinanzierung zur Verfiigung

1 Aus Grinden der besseren Lesbarkeit wird jeweils nur die mannliche Form verwendet, die weibliche Form
istund Diverse sind dabei jeweils mit eingeschlossen.

2 Im Folgenden wird nur noch der Begriff "Rechtsanwalt” verwendet; das Gesagte gilt gleichermafen fiir Kam-
merrechtsbeistande.
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zu stellen. Diese Auslegungs- und Anwendungshinweise, die in einer Arbeits-
gruppe der Bundesrechtsanwaltskammer gemeinsam mit den 6rtlich zustandi-
gen Rechtsanwaltskammern erarbeitet wurden, beinhalten keine Zusammen-
fassung samtlicher fir Rechtsanwalte relevanter Regelungen des GwG. Sie die-
nen vielmehr dazu, bei den Rechtsanwalten ein verbessertes Bewusstsein fur
die Gefahren und Risiken von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zu er-
reichen-und, ihnen konkrete Hinweise zur Anwendung des GwG zur Verfligung
zu stellen-_und das aktuelle Verstandnis der gesetzlichen Regelungen durch die

Rechtsanwaltskammern niederzulegen

3 Die Rechtsanwaltskammern haben die Einhaltung der Pflichten nach dem GwG
durch die Rechtsanwaélte zu tberwachen. Dazu sind sie insbesondere befugt,
die erforderlichen Mal3hahmen und Anordnungen zu treffen und Prifungen
durchzufiihren, um die Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen (8 51 Abs.
1-3 GwG). VerstolRe gegen die Vorschriften des GwG kdnnen eine Ordnungs-
widrigkeit darstellen; diese Ordnungswidrigkeiten sind buRgeldbewehtrt.

[I. __ Anwendbarkeit des GwG auf Rechtsanwalte und Syndikusrechtsanwalte

1. Grundsatze

4 Maflgeblicher Normadressat des GwG ist der ,Verpflichtete*. Auch anderen
Personen werden durch das GwG Pflichten auferlegt, jedoch richten sich die
meisten Bestimmungen an die Verpflichteten. Rechtsanwalte unterliegen nicht
generell diesen Pflichten des GwG, sondern nur im Rahmen der in 8 2 Abs. 1
Nr. 10 GwG enumerativ genannten Tatigkeiten. Darunter fallt die Mitwirkung an
denin 8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) GwG aufgefiihrten so genannten ,Kataleggeschaf-
teKataloggeschaften®, die Durchfiihrung von Finanz- oder Immobilientransakti-
onen im Namen und auf Rechnung des Mandanten (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. b)

GwG), die Beratung des Mandanten im Hinblick auf dessen Kapitalstruktur, des-
sen industrielle Strategie oder damit verbundene Fragen (8 2 Abs.-1 Nr. 10 lit.
c) GwG), Beratungen oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit Zusam-
menschliissen oder Ubernahmen (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. d) GwG) sowie die ge-
schaftsmaRige Hilfeleistung in Steuersachen (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. e) GwG).
Das Fihren eines Prozesses als solches oder beispielsweise die Strafverteidi-
gung lésen also keine Pflichten nach dem GwG aus. Nur wenn sich die anwalt-
liche Berufsaustibung auf eine in 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG aufgefuhrte Tatigkeit
bezieht, erdffnet sich der Anwendungsbereich des GwG fiur den Rechtsanwalt
als geldwascherechtlich Verpflichteten.
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5 Das GwG findet auch auf Syndikusrechtsanwalte Anwendung, soweit sie fir
thren-Arbeitgeberanwaltliche Tatigkeiten im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG

ausiiben (8§ 46¢c Abs. 1 BRAO). Nach-derzum-01.01.2020-inKraft getretenen
Leonoelne

6 Nicht jede Tétigkeit, die ein Syndikusrechtsanwalt im Unternehmen ausubt,
muss aber auch anwaltlich sein, wie sich aus 8§ 46 Abs. 3 BRAO (,gepraqgt")
ergibt. Mit nicht-anwaltlichen Téatigkeiten, in der Regel z.B. im Rahmen von Ge-

schéftsleitungsaufgaben oder in Ausiibung erteilter Prokura, unterféllt der Syn-
dikusrechtsanwalt nicht dem Verpflichteten-Beqriff des § 2 Abs. 1 Nr. 10 Abs:
8a-GwGGWG, weil er insoweit nicht in Austibung seines Berufs i.S.v. 8 2 Abs.
1 1. Hs. GwG handelt.

7 Soweit Syndikusrechtsanwalt und dessen Arbeitgeber beide Verpflichtete sind,
obliegt jedechnach 8§ 10 Abs. 8a GwG die Einhaltung der allgemeinen Sorgfalts-
pflichten (z.B. Identifizierung des Vertragspartners) dem Arbeitgeber des Syn-
dikusrechtsanwalts (,Unternehmensfals*); ist der Arbeitgeber selbst nicht Ver-
pflichteter +S-v(nach keiner Nummer des 8§ 2 Abs. 1 GwG-ist—anderentalls)
bleibt der Syndikusrechtsanwalt auch bezlglich dieser Pflichten selbst in der
Verantwortung. Von der Erfillung mandantenbezogener Pflichten nach § 10
GwG kann jedoch im Regelfall abgesehen werden, soweit nicht die besonderen
Umstande des Einzelfalls mit Blick auf Geldwasche-/Terrorismusfinanzierungs-
risiken die Erflllung der Pflichten doch erforderlich erscheinen lassen; das ist
stets bei erhdhtem Geldwéasche-/Terrorismusfinanzierungsrisiko der Fall. Denn
nach wortlichem Verstéandnis des § 2 Abs. 10 GwG ist Mandant des Syndikus-
rechtsanwalts allein der Arbeitgeber (vgl. 8 46 Abs. 2 Satz 1 BRAO).

8 Fur Syndikusrechtsanwaélte, die nach Mal3gabe von § 46 Abs. 5 Satz 2 Nrn. 2

und 3 BRAO Dritte beraten oder vertreten, gilt diese Privilegierung nicht.

9 Nach 8§ 6 Abs. 3 GwG obliegt ferner die Schaffung interner Sicherungsmafinah-
men ebenfalls dem Arbeitgeber des Syndikusrechtsanwalts, vrea-zwar-hier-un-
abhangig von der Verpflichteten-Stellung des Arbeitgebers. Ist der Arbeitgeber
des Syndikusrechtsanwalts selbst Verpflichteter, verbleiben bei dem Syndikus-
rechtsanwalt neben Sonderpflichten (z.B. Auskunftspflichten) faktisch nur die
Pflichten im Zusammenhang mit der Risikoanalyse (8 5 GwG), Aufzeichnungs-

und Aufbewahrungspflichten (8 8 GwG), sowie die Meldepflichten (§ 43 GwG).
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510 Angestellte Unternehmensjuristen, die nicht als Syndikusrechtsanwalt zugelas-

sen sind, sind im Rahmen dieser Tatigkeit im Unternehmen dagegen nicht Ver-
pflichtete nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG, unabhangig davon, ob sie als (nieder-
gelassener) Rechtsanwalt zugelassen sind (und diesbeziiglich ggf. Verpflich-
tete sind). Der Arbeitgeber muss sich aber — wie bei jedem anderen Arbeitneh-
mer — ggf. die Kenntnis_des Unternehmensjuristen wie auch des Syndikus-
rechtsanwalts von entsprechenden Umstanden im Rahmen seiner eigenen

Pflichten zurechnen lassen. Ebenso kann der Unternehmensijurist wie auch der

Syndikusrechtsanwalt nach allgemeinem Ordnungswidrigkeitenrecht als ver-
antwortlicher Tater bei Verstof3en des Unternehmens in Betracht kommen (8 9
OWIG).

11 Wird ein Rechtsanwalt im Rahmen dbertragenerAmter—die—ein-eines ihm
ubertragenen Amtes tatig, das kein Mandatsverhéltnis nicht-begrindenbe-

grindet (z.B. als_Insolvenzverwalter_oder Sachwalter, Schiedsrichter, Testa-

mentsvollstrecker, Nachlasspfleger, Vormund, Verfahrenspfleger, Betreuer; da-
gegen nicht: Kanzlei-Abwickler), ist der-Rechtsanwalter — ungeachtet der etwa-
igermaglichen Einordnung in eine andere Verpflichtetengruppe des GwG —
dementsprechend-nicht Verpflichteter i.S.d. 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG.

12 Mandatiert der Amtswalter einen Rechtsanwalt, auch aus der eigenen Kanzlei,
ist letztgenannter Verpflichteter, soweit er an einem Kataloggeschéaft mitwirkt
oder eine Transaktion i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG durchftihrt. Wird die eigene
Kanzlei vom Amtswalter mandatiert, wird von der Erfullung mandantenbezoge-
ner Pflichten nach § 10 GwG im Regelfall abgesehen werden kdnnen. Das gilt
auch bei Treuhandverhaltnissen zwischen Schuldner, vorlaufigem Insolvenz-
verwalter- oder Sachwalter und kanzleiangehdrigem anwaltlichem Treuhander

zur Sicherung der Weiterlieferer im vorlaufigen Insolvenzverfahren.

713 _Mehrfachqualifizierte Berufstrager (z.B. Rechtsanwalt und Notar) unterliegen
dann der Aufsicht durch die Rechtsanwaltskammer, wenn sie (auch) als Rechts-
anwalt tatig sind. Davon ist grundsatzlich auszugehen, wenn der Berufstrager
(auch) als Rechtsanwalt nach aufRen auftritt, es sei denn, das konkrete Mandat
hat offensichtlich keine rechtsberatenden, rechtsvertretenden und steuerbera-
tenden Elemente (z.B. notarielle Beurkundung). In diesem Fall ist mangels
»+Auslibung ihres [...] Berufs“i.S.v. 8 2 Abs. 1 Satz 1 GwG die Verpflichteten-
qualifikation als Rechtsanwalt nicht gegeben. Zur Abgrenzung zwischen anwalt-

licher und notarieller Tatigkeit verweisen wir ergédnzend auf 8§ 24 Abs.1 und 2
BNotO.

10
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214 In Deutschland zugelassene Rechtsanwalte, die von der Kanzleipflicht befreit
und z.B. im Ausland anséssig sind, unterliegen gleichwohl nach Maf3gabe von
§ 2 Abs. 1 Satz 1 und § 2 Abs. 1 Nr. 10 den GwG-Pflichten in Deutschland, d.h.
soweit sie in Auslbung ihres Berufs als Rechtsanwalt tatig sind. Tritt der
Rechtsanwalt werbend im Verkehr unter seiner deutschen Berufsbezeichnung
auf, so ist er offensichtlich in Austibung seines Berufs als deutscher Rechtsan-

walt tatig.

915 Bei gemeinsamer Bearbeitung eines Mandats i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG
durch Anwalte mehrerer Kanzleien oder mehrere Anwalte innerhalb einer Kanz-
lei ist jeder fur das Mandat verantwortliche sowie (mit-)bearbeitende Rechtsan-
walt Verpflichteter i.S.d. GwG. Das Mal} der Bearbeitung ist dabei ohne Rele-
vanz, so dass auch unwesentliche Bearbeitungselemente geniigen, um die Ver-
pflichtetenqualifikation zu begriinden-_(so auch Bay VG Augsburg, Beschluss
vom 24.09.2020 — Az. Au 2 K 19.254, Seite 20, nicht rechtskréftig). Nicht aus-
schlaggebend ist ferner der konkrete Teilbereich der Sachbearbeitung. Die Ver-
pflichteteneigenschatft ist beispielsweise auch in Fallen zu bejahen, bei denen
sich etwa im Rahmen einer Immobilientransaktion ein Anwalt ausschliel3lich um

einen familienrechtlichen Aspekt der Transaktion kiimmert. Anders ist der Fall
dagegen zu beurteilen, wenn ein einen Unternehmensverkauf betreuender
Rechtsanwalt selbst einen externen Kollegen mandatiert, isoliert den marken-
rechtlichen Aspekt des Verkaufs zu begutachten, da dieses Mandatsverhaltnis
keine Téatigkeit i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG zum Gegenstand hat. Auch die
Mitwirkung anderer Verpflichteter, beispielsweise eines Notars, Steuerberaters
oder WirtschaftspriferWirtschaftsprifers oder eines Geldinstituts, befreien den
Rechtsanwalt nicht von der eigenstandigen Erfullung der Pflichten nach dem
GwG. So hat der Rechtsanwalt beispielsweise die Identifizierungspflicht nebst
Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten auch dann selbst zu erfillen,
wenn der Mandant etwa bereits beim Notar identifiziert wurde oder dort voraus-

sichtlich noch identifiziert werden wird. Das GwG und darauf basierend die Ar-
beitsweise der Zentralstelle fir Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) stellen
darauf ab, dass bei Verdachtsmomenten alle involvierten Verpflichteten ent-
sprechende MalRnahmen treffen und Verdachtsmeldungen abgeben, um so aus
einer Mehrzahl von Meldungen Schlusse zu ziehen oder mithilfe mehrerer Frag-
mente ein vollstandiges Bild zeichnen zu kénnen. Zudem ist bei Begriindung
der Mandatsbeziehung, im Rahmen derer die allgemeinen Sorgfaltspflichten zu
erflllen sind, regelmafig noch nicht gewiss, ob und wann es tatsachlich bei-
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spielsweise zu einer Beurkundung kommen wird und wer im Rahmen der Beur-
kundung (ggf. abweichend vom Mandanten) vom Notar zu identifizieren sein
wird.

1016 Das GwG gibt, anders als bei einigen anderen Verpflichtetengruppen, die Pflich-
ten dem Rechtsanwalt stets selbst als natirliche Person auf. Eine Zuweisung
der Pflichten auf beispielsweise die Kanzlei oder die Anwaltsgesellschaft kennt
das GwG, abgesehen von 88 6 Abs. 3 und 10 Abs. 8a GwG (s. IV. 2), nicht.
Dem steht aber nicht entgegen, dass der Rechtsanwalt zur Erflllung seiner
Pflichten auf bestehende interne Kanzleistrukturen oder nach Maf3gabe von
§ 17 Abs. 1 Satz 2 GwG auf Dritte zurckgreift. So wird innerhalb einer Kanzlei
regelmaRig die Einrichtung eines kanzleiweiten bzw. — bei gréReren Einheiten
— eines standortbezogenen Risikomanagements zweckmalig sein, das sich
alle verpflichteten Rechtsanwaélte dieser Kanzlei bzw. des Standorts zu eigen
machen, soweit es deren individuellen Tatigkeitsbereich sachgerecht und um-
fassend abbildet (vgl. Ziff. 1V). In Bezug auf die Einrichtung interner Sicherungs-
mafinahmen, beispielsweise der Mitarbeiterschulung, delegiert das Gesetz in §
6 Abs. 3 GwWG diese Pflichten beim angestellten Rechtsanwalt sogar ausdriick-
lich auf dessen Arbeitgeber. Aber auch zur Erfullung der Mandatspflichten, also
allgemeinen Sorgfaltspflichten sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-
pflichten, darf der Rechtsanwalt bestehende interne Strukturen der Kanzlei nut-
zen, im Rahmen derer beispielsweise ein Mitarbeiter fur alle Rechtsanwélte die
Identifizierung und deren Aufzeichnung und Aufbewahrung tGbernimmt. Voraus-
setzung hierflr ist ein eingerichtetes und dokumentiertes Risikomanagement,
dass die entsprechenden Prozesse detailliert beschreibt und die regelmaiige
Prufung in rechtlicher und tatséchlicher Hinsicht durch den verpflichteten
Rechtsanwalt auf ordnungsgeméafle Umsetzung und Einhaltung der geldwa-
scherechtlichen Bestimmungen_ermdglicht. Die zur Erledigung der geldwasche-
rechtlichen Pflichten eingesetzten Mitarbeiter miissen dabei besonders ge-
schult und tUberprift werden (8 6 Abs. 2 GwG). Auch wenn diese Schulung und
Uberwachung bei angestellten Rechtsanwalten dem Arbeitgeber obliegen (8§ 6
Abs. 3 GwG), muss sich auch der angestellte Rechtsanwalt davon Gberzeugen,
dass Schulung und Uberpriufung der Zuverlassigkeit ordnungsgeman erfolgen,
wenn er sich zur Erfullung seiner Pflichten der Mitarbeiter des Arbeitgebers be-
dient.

2. An der Planung oder Durchfiihrung mitwirken (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) GwG

1117 Der Begriff der Mitwirkung wird weit ausgelegt; die Mitwirkung beginnt regelma-

Big schon mit der auf ein Kataloggeschéaft bezogenen Mandatsannahme. Die
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Mitwirkung muss-im-Rahmen-von-82-Abs1-Nr210-lita)y 6w fur den Mandan-

ten erfolgen; deshalb sieht das Gesetz auch nur Sorgfaltspflichten in Bezug auf
den Mandanten, nicht auch in Bezug auf den Gegner vor. Ob der dem Mandat
zu Grunde liegende Geschéaftsbesorgungsvertrag zivilrechtlich mit dem einzel-
nen Anwalt oder beispielsweise der Kanzlei besteht, fur die der Anwalt tatig ist,
istirrelevant (vgl. BT-Breks-29/13827,-S-74Drs. 19/13827, S. 71 sowie Bay VG
Augsburg, Beschluss vom 24.09.2020 — Az. Au 2 K 19.254, Seiten 18 ff., nicht

rechtskréaftiq).

3. Kauf und Verkauf von Immobilien (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. aa) GwG)

1218 Jede Mitwirkung an Immobilienkaufen und -verkaufen (z.B. Grundsttickskauf-
vertrage als Asset Deal oder Share Deal, Bautragervertrage) I0st die Sorgfalts-
pflichten aus. Eine Wertgrenze, unterhalb derer die Sorgfaltspflichten entfallen
wlrden, existiert nicht. Nicht erfasst sind Schenkungen und auf die Begrin-
dung, Anderung oder Léschung eines Rechtes an einem Grundstiick gerichtete
Beratungen (z.B. Grundschulden, dagegen aber Auflassungen oder Auflas-
sungsvormerkungen), Immobilientransaktionen im Zusammenhang mit Schei-
dungen, Testamenten und Erbvertrdgen. Nachlassauseinandersetzungen, die
Grundstiuicke oder Gewerbebetriebe betreffen, I6sen ebenfalls keine Sorgfalts-
pflichten aus, da weder Kauf noch Verkauf vorliegt. Auch die rechtliche Mitwir-
kung am Grundstickserwerb eines Mandanten in der Zwangsversteigerung ist
dem Wortlaut nach nicht erfasst, da der Eigentumswechsel durch Hoheitsakt
und nicht durch Kauf und Verkauf erfolgt. Gleichwohl sollte der Rechtsanwalt
auch hier die Sorgfaltspflichten einhalten, da bei einem risikoorientierten Ansatz
davon auszugehen ist, dass der Immabilienerwerb in der Zwangsversteigerung
zur Geldwasche besonders geeignet ist- (vgl. 8 2 Abs. 4 GwG). Die Mitwirkung
am Kauf und Verkauf von Schiffen féllt schlie3lich auch nicht unter das vorlie-

gende Kataloggeschaft; indes kann hier die Einordnung unter ein anderes Ka-
taloggeschaft in Frage kommen._Dies gilt insbesondere fir die Grindung von
Ein-Asset-Gesellschaften (wie z.B. Ein-Schiffsgesellschaften) (siehe auch die
Ausfihrungen zu 8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. dd) GwG).

19 Auf die erganzenden Vorschriften der GwGMeldV-Immobilien wird verwiesen
(s. Ziff. V Nr. 3 lit. b).
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4. Kauf und Verkauf von Gewerbebetrieben (&8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. aa)
GwG

1320 Unter den Kauf und Verkauf von Gewerbebetrieben fallen sowohl die Ubertra-
gung in Form des sog. ,Asset Deals*, also der Ubertragung der Gesamtheit oder
eines relevanten Teils der Wirtschaftsguter eines Unternehmens, als auch die
Ubertragung von Geschéftsanteilen (,Share Deal”), bei relevanter unabhangig
ven-der Hohe der Beteiligung. Die Regelung kann auch findet-ebense Anwen-
dung finden auf den Kauf und Verkauf von Praxen Angehdriger freier Berufe.
Diesbeziglich kann weiter auch eine Beschaffung der zur Griindung zum Be-
trieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderlichen Mittel (8 2 Abs. 1
Nr.10 lit. a) sublit. dd)) oder die Grindung, der Betrieb oder die Verwaltung von
Gesellschaften oder &hnlichen Strukturen (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. ee)
GWwG) in Betracht kommen.

5.  Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermogenswerten (8 2 Abs.
1 Nr. 10 lit. a) sublit. bb) GwG

1421 Die Mitwirkung an einer Vermogensverwaltung fur den Mandanten kommt in
zwei Formen vor: Der Rechtsanwalt kann die Vermégensverwaltung fur den
Mandanten rechtlich begleiten (Eigenverwaltung des Mandanten) oder aber die
Vermobgensverwaltung als (ggf. auch nur faktischer) Treuhénder flr den Man-
danten selbst Gbernehmen (Fremdverwaltung). Von der Norm erfasst wird auch
jede Fremdverwaltung auf einem Rechtsanwalts-Anderkonto oder —Anderde-
pot. Lediglich-durchlaufendelm Rahmen von Inkassotatigkeiten (einschlielRlich

Zwangsvollstreckung) erlangte Gelder, etwa-dervom-Haftpflichtversichererauf
das-Anderkonto-iberwiesene-Schadensersatz-derdie sogleich an den Mandan-

ten weitergeleitet wirdwerden, werden nicht ,verwaltet~"* (vgl. auch 8§ 2 Abs. 1
Nr. 11 GwG). Das gilt mit Blick auf den Gesetzeszweck auch fur Zahlungen des

Gegners infolge gerichtlicher Verurteilung oder bei Leistungen des Versiche-

rers; dies jedoch nur bei geringem Geldwasche-/Terrorismusfinanzierungsri-
siko. In Anlehnung an den Rechtsgedanken des 8 4 Abs. 2 Satz 3 BORA st
ferner im Regelfall unabhangig-ven-derHohe-des-Geldbetrags-bis-zd-bei einem
ZeitraumBetrag von emnem—Monatzwischen-Eingang-des—Fremdgeldes—und
Weiterleitung-desFremdgeldes—an-bis zu EUR 15.000,00 - bezogen auf den

Mandanten-rech, nicht auf das Mandat — von einerDurchleitung und nicht von
Lverwaltung* auszugehen, selbst wenn das Fremdgeld (in Summe) bis zu die-
ser Betragsgrenze uber einen l&dngeren Zeitraum angesammelt wird, etwa auf-

grund von Ratenzahlungen Dritter, die auf Wunsch des Mandanten zur Vermei-

dung von Buchungsaufwand nur einmal jahrlich an ihn ausgekehrt werden.
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1522 Die Verwaltung von Patenten, Gebrauchsmustern, Marken und Designs kann
unter die ,Verwaltung“ von sonstigen Vermdgenswerten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10
lit. &) sublit. bb) GwG i.V.m. § 1 Abs. 7 Nr. 1 GwG fallen, wenn die Téatigkeit des
Rechtsanwalts auf die Mitwirkung an laufenden Umsatzgeschéften, d.h. lau-
fende An- und Verkaufe entsprechender Schutzrechte oder eine laufende Li-
zenzverwertung gerichtet ist, wie dies bei Patentverwertungsgesellschaften der
Fall sein kann. Keine Verwaltung im Sinne der Vorschrift sind hingegen die Mit-
wirkung an gelegentlichen Schutzrechtsiibertragungen, die Gestaltung von Li-

zenzvertragen oder die laufende Frist- und Kollisionsiiberwachung.

6. Eroffnung von oder Verwaltung von Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten (8§ 2
Abs. 1 Nr. 10. lit. @) sublit. cc) GwG)

1623 Diese Fallgruppe erfasst grundsatzlich jede Form der rechtlichen Unterstiitzung
durch den Rechtsanwalt fir seinen Mandanten in Form von Beratung, Unter-
stitzung oder Mitwirkung in Bezug auf (Bank-, Spar- oder Wertpapier-)_Konto-
eroffnung, -fuhrung oder -verwaltung. Hierbei kann es sich um Treuhénder-
schaften handeln oder beispielsweise um die rechtliche Beratung bei (Aus-
lands--) Kontoerdffnungen durch den Mandanten oder unter Einsetzung von
Dritten als Treuh&nder oder Anlagevehikel.

7. Beschaffung der zur Griindung, zum Betrieb oder zur Verwaltung von Gesell-
schaften erforderlichen Mittel (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. dd) GwG)

1724 Hierzu zahlt die Beratung und sonstige Unterstlitzung_des Mandanten mit Ka-
pitalbedarf bei Eigenkapital- und Fremdkapitalfinanzierungen, etwa die Mitwir-
kung bei der Kreditaufnahme, der Ausgabe von Anleihen oder die Mitwirkung
an Kapitalerhéhungen. Geschéafte mit Schiffen, die_z.B. nach dem Flaggenge-
setz ins Ausland ausgeflaggt und unter der Flagge eines anderen Staates fah-
ren sollen, kdnnen ebenfalls unter dieses Kataloggeschaft fallen. Insoweit kann
das Schiff als einzig relevantes Betriebsmittel der im Ausland zur Erlangung der
Ausnahmegenehmigung zu grindenden Gesellschaft anzusehen—seir(Ein-
Schiffsgesellschaft) anzusehen sein (z.B. bei einer Beratung und Strukturierung
von Fonds und Investmentgesellschaften zur Finanzierung von Schiffen). In Be-
tracht kommen aber auch andere Ein-Asset-Gesellschaften, sofern fir deren

Grindung, Betrieb oder Verwaltung Mittel beschafft werden missen.
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8. Grindung, Betrieb oder Verwaltung von Treuhandgesellschaften, Gesellschaf-

ten oder ahnlichen Strukturen (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. ee) GwG)

1825 Diese Fallgruppe betrifft die Mitwirkung an der Erstellung oder Anderung we-
sentlicher Gesellschaftsdokumente, insbesondere die Rechtsberatung zum
Entwurf eines Gesellschaftsvertrages im Zusammenhang mit der Griindung der
Gesellschaft sowie die Mitwirkung an allen spateren Anderungen eines Gesell-
schaftsvertrages. Erfasst ist die Mitwirkung oder Beratung zu Vorgangen in Be-
zug auf die Gesellschafts- oder Gesellschafterstruktur. Vorratsgesellschaften
fallen ebenso hierunter wie Registeranmeldungen zur erstmaligen Eintragung
der Gesellschaft sowie Umwandlungsvorgénge, die zum Entstehen eines
neuen Rechtstragers fuhren. Bei Umwandlungsvorgangen, die nicht zum Ent-
stehen eines neuen Rechtstragers fuhren, muss geprift werden, ob es sich
hierbei nicht wirtschaftlich um einen Vorgang handelt, der als Kauf oder Verkauf
eines Gewerbebetriebes anzusehen ist. Das Tatbestandsmerkmal der Mitwir-
kung an Betrieb oder Verwaltung einer Gesellschaft ist sehr weitgehend und
bedarf einer Einschréankung, damit nicht jedwede — auch vermdgensferne —
Rechtsberatung einer Gesellschaft im gewdhnlichen Geschéftsbetrieb (z.B. ar-
beitsrechtliche Beratung) zur Anwendung des GwG fuhrt. Die Mitwirkung bei
Rechtshandlungen der Gesellschaft unterféllt daher nur dieser Fallgruppe,
wenn mit ihr eine Vermogensverschiebung einhergeht, die im Risikopotential
den anderen in 8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) GwWG genannten Geschéften dhnlich ist.

9. Durchfiihrung von Finanz- oder Immobilientransaktionen im Namen und auf
Rechnung des Mandanten (8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. b) GwG)

1926 Wahrend bei den vorherigen dargestellten Kataloggeschaften die Mitwirkung fur
den Mandanten ausreicht, handelt es sich bei diesem Tatbestandsmerkmal um
die eigene Durchfihrung von Finanz- oder Immobilientransaktionen im Namen

und auf Rechnung des Mandanten. BerBegrifi-derFransaktionistzunachstin

eigenes Kataloggeschéaft des Mandanten in Gestalt rechtlicher Beratung oder
Vertretung, sondern fihrt eine Transaktion des Mandanten stellvertretend fir
ihn durch. Erfasst werden u.a. alle Vertreter- oder Botendienste des Rechtsan-

walts fur seinen Mandanten bei Finanz- oder Immobilientransaktionen.
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10. Beratung des Mandanten im Hinblick auf dessen Kapitalstruktur, dessen indust-
rielle Strategie oder damit verbundene Fragen und Beratung oder Erbringung

von Dienstleistungen im Zusammenhang mit Zusammenschliissen oder Uber-
nahmen (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. ¢c) GwG)

2027 Hierbei handelt es sich nach dem Inhalt der Gesetzesbegriindung um Tatigkei-
ten im Bereich ,Mergers & Acquisition“. Nach der Begriindung zum Regierungs-
entwurf (BT-Drs. 19/13827, S. 71) soll mit den Ergdnzungen ein Gleichlauf zwi-
schen der geldwascherechtlichen Beurteilung von Tatigkeiten von Finanzunter-
nehmen nach 8§ 1 Abs. 24 Nr. 5 GwG im Hinblick auf die M&A-Beratung erreicht
werden. Fur die anwaltliche Praxis durfte der Anwendungsbereich gering sein,
da auch zumal-Reehtsberatung im Zusammenhang mit Unternehmenskaufen

und Zusammenschlissen in der Regel Rechtsberatung erbracht wird und keine

sonstige, auch von Finanzunternehmen typischerweise Dienstleistung. Diese
anwaltliche Beratung wird schon bisher von 8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a)_sublit. aa)

GwG abgedeckt erfasstwird.

28 Fur einen mdéglicherweise verbleibenden Anwendungsbereich des Buchstaben
d) ist Uber den Wortlaut hinaus nach Sinn und Zweck der unter
§ 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG gefassten Tatigkeiten davon auszugehen, dass auch in

der Fallkonstellation des Buchstaben d) ein Mandatsverhaltnis gegeben sein

muss und dass die im Gesetzeswortlaut fehlende Bezugnahme auf ein Man-

datsverhéltnis auf einem redaktionellen Versehen beruht.

11.. GeschaftsmaRig Hilfeleistung in Steuersachen erbringen_(8 2 Abs. 1 Nr. 10 lit.
e) GwG

2129 Der Gesetzgeber hat die geschaftsmafige Hilfeleistung in Steuersachen in Er-
ganzung zu § 3 StBerG als gesondertes Verpflichteten-Kriterium fir Rechtsan-
walte aufgenommen, da Rechtsanwalte nach dieser Vorschrift berechtigt sind,
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steuerberatend téatig zu werden. Als geschaftsmaRig i.S.d. § 2 StBerG ist eine
Hilfeleistung dann anzusehen, wenn sie wiederholt und in der Absicht ge-
schieht, sie zu einem wiederkehrenden und dauernden Bestandteil der Be-
schéaftigung zu machen. Die steuerrechtliche Beratung als untergeordneter As-
pekt eines Mandats begrindet damit nicht die
Verpflichteteneigenschaft nach dieser Norm. So ist beispielsweise die Beratung
zur steuerlichen Behandlung einer Abfindung bei einem Aufhebungsvertrag
durch den im Schwerpunkt arbeitsrechtlich tatigen Rechtsanwalt kein Katalog-
geschaft nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. ) GwG. Zieht der schwerpunktmafig im
Arbeitsrecht tatige Anwalt aber einen steuerrechtlich versierten Kollegen aus
seiner Sozietat hinzu und leistet dieser einen wesentlichen Beratungsbeitrag,
wird das Mandat zu einem Kataloggeschaft. Kein Kataloggeschatft ist ferner die
Steuerstrafverteidigung, da Strafverteidigung auch dann nicht zu einem Kata-
loggeschéft wird, wenn der materiellrechtliche Inhalt der Verteidigung ein Kata-
loggeschéft berthrt. Wie vorstehend unter Nr. 11 erwahnt, ist auch hier ein Man-

datsverhéltnis zur Begrindung der Verpflichtetenqualifikation erforderlich.

lll. _ Sorgfaltspflichten in Bezug auf Mandanten

2230 Ist der Anwendungsbereich des GwG fiir den Rechtsanwalt als Verpflichteter
eroffnet, unterscheidet das GwG in Abhangigkeit des Mal3es des Risikos der
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zwischen allgemeinen, vereinfachten
und verstarkten Sorgfaltspflichten. Im Normalfall sind die allgemeinen Sorgfalts-
pflichten zu erfillen. Bei einem nur geringen Risiko genugt die Anwendung ver-
einfachter Sorgfaltspflichten. In diesem Fall kann der Umfang der Maflinahmen,
die zur Erfullung der allgemeinen Sorgfaltspflichten zu treffen sind, angemes-
sen reduziert werden. Liegt ein erhdhtes Risiko vor, missen in Ergdnzung zu
den allgemeinen Sorgfaltspflichten zusatzliche MalRnahmen (verstarkte Sorg-

faltspflichten) ergriffen werden.

31 Fur die Erfullung der Sorgfaltspflichten (allgemein, vereinfacht und verstarkt) ist
grundsatzlich der Verpflichtete personlich verantwortlich (§ 10 Abs. 3 GwG).

2332 Eine Ausnahme gilt fir Syndikusrechtsanwaélte, die bei einem Unternehmen ta-

tig sind, das selbst Verpflichteter gem. § 2 Abs. 1 GwG ist; in diesem Fall oblie-
gen die Verpflichtungen nach § 10 Abs. 18a GwG dem Unternehmen.
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1. Allgemeine Sorgfaltspflichten
a) Anwendungsbereich

2433 Die allgemeinen Sorgfaltspflichten sind die Identifizierungspflicht, auch bezo-
gen auf einen etwaig abweichenden wirtschaftlich Berechtigten, die Abklarung
des Hintergrunds und kontinuierliche Uberwachung der Geschéftsbeziehung
sowie die Feststellung, ob es sich beim Mandanten bzw. dem wirtschaftlich Be-
rechtigten um eine politisch exponierte Person (,PEP*) oder eine ihr naheste-
hende Person handelt. Die allgemeinen Sorgfaltspflichten sind vom Rechtsan-
walt in den folgenden Fallen zu erfillen (8 10 Abs. 3 Satz 1 GwG):

aa) Bei Begriindung einer Geschéftsbeziehung (8 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GwG)

2534 Mit Geschaftsbeziehung ist die Mandatsbeziehung gemeint, sofern sie sich auf
eine Tatigkeit nach 8§ 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG bezieht. Die Geschéftsbeziehung im
Sinne des § 1 Abs. 4 GwG muss von gewisser Dauer sein, wobei an das Merk-
mal ,von gewisser Dauer” keine zu hohen Anforderungen zu stellen sind. Letzt-
lich wird man bei jeder Mandatsbeziehung davon ausgehen missen, dass sie
stets von gewisser Dauer ist. Lediglich allgemeine Erstberatungen scheiden
aus. Ein einfacher Rechtsrat als solcher ist also noch keine Geschaftsbezie-
hung und begrindet auch dann keine Sorgfaltspflichten, wenn der Rechtsrat
sich auf eine Téatigkeit nach 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG bezieht. Zu beachten ist,
dass die Uberschreitung eines Schwellenwertes zur Auslésung von allgemei-

nen Sorgfaltspflichten nicht erforderlich ist.

2635 Die Pflichten bestehen noch nicht in der reinen Akquise- bzw. Mandatsanbah-
nungsphase. Im Ubrigen setzen sowohl der Begriff der Geschaftsbeziehung,
als auch die Verpflichtetenqualifikation als solche eine berufliche Leistung des
Rechtsanwalts voraus. Vertragliche Beziehungen, die keinen unmittelbaren Be-
zug zur beruflichen Tatigkeit haben oder die allein dem Kanzleibetrieb dienen,

sind von der Vorschrift daher von vornherein nicht erfasst.

bb) Bei Transaktionen, die aul3erhalb einer Geschéaftsbeziehung durchgefiihrt wer-
den, soweit es sich um Transaktionen i.S.d. 8- 10 Abs.- 3 Satz- 1 Nr.- 2a oder
2b GwG handelt (§ 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GwG)

2736 Fur diese auf Finanzdienstleister zugeschnittene Regelung sind flir Rechtsan-

walte nur wenige Anwendungsbeispiele ersichtlich. Denn nachdem Rechtsan-
walte nur dann Uberhaupt Verpflichtete nach dem GwG sind, soweit sie Téatig-

19

Stand: 03.03.2021



Rechtsanwaltskammer Dusseldorf
Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts
keiten i.S.v. 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG austuben, ist fur Falle ,aul3erhalb einer Ge-
schéaftsbeziehung" allenfalls dann Raum, wenn trotz Mandatsverhaltnis deshalb
(noch) nicht von einer Geschéftsbeziehung auszugehen ist, weil es am Merkmal
der ,gewissen Dauer” der Geschaftsbeziehung fehlt (siehe oben, lit. aa). Inso-
weit besteht die Verpflichtung zur Identifikation des Mandanten bei Transfer von
Wertgegenstanden im Wert von mehr als EUR 15.000,00 oder Geldbetragen
von mehr als EUR 1.000,00, auch wenn das Mandat nicht ,von gewisser Dauer"
(8 1 Abs. 4 GwG) ist.

cc) Bei Vorliegen von Tatsachen, die darauf hindeuten, dass es sich bei Vermo-
gensgegenstanden, die mit einer Transaktion oder Geschaftsbeziehung im Zu-
sammenhang stehen, um den Gegenstand einer Geldwasche geméaR §- 261
StGB handelt oder die Vermdgensgegenstande im Zusammenhang mit Terro-
rismusfinanzierung stehen (8 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 GwG)

2837 Liegen entsprechende Tatsachen vor, missen die allgemeinen Sorgfaltspflich-

ten — ggf. erneut — erfillt werden, auch wenn sie schon bei Begriindung der
Mandatsbeziehung erflillt wurden.

dd) Bei Zweifeln, ob die erhobenen Angaben zur Identitat des Mandanten, einer fur
den Mandanten auftretenden Person oder des wirtschaftlich Berechtigten zu-
treffend sind (8 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GwG)

2938 Die allgemeinen Sorgfaltspflichten sind demnach erneut zu erfillen, wenn Zwei-
fel dartiber vorliegen, ob die bereits erhobenen Angaben zur Identitét zutreffend
sind. Zweifel an der Richtigkeit von Angaben kdnnen vielféltig entstehen, etwa
weil Post an der angegebenen Adresse nicht zugestellt werden kann, relevante

Angaben in einem o6ffentlichen Register sich im Laufe der Mandatsbeziehung

verandern, im Laufe des Mandats Anhaltspunkte fiir einen abweichenden wirt-

schaftlich Berechtigten gewonnen werden, abweichende Schreibweisen bei Na-
men  verwendet werden oder auch nur  bei Heirat  mit
Namenswechsel. Auch behérdliche Hinweise kénnen Zweifel begrinden.

ee) Bei allen neuen Kunden oder auf risikobasierter Grundlage bei bestehenden
Geschéftsbeziehungen zu geeigneter Zeit (8 10 Abs. 3a GwG)

3039 Bei neuen Kunden mussen die Verpflichteten die allgemeinen Sorgfaltspflichten
immer erfillen. Bei bestehenden Geschéftsbeziehungen missen diese zu ge-
eigneter Zeit und auf risikobasierter Grundlage erfullt werden, wenn insbeson-

dere sich bei einem Kunden maRgebliche Umstédnde andern (8 10 Abs. 3a Nr.
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1 GwG) oder der Verpflichtete rechtlich verpflichtet ist, den Kunden im Laufe
des betreffenden Kalenderjahres zu kontaktieren, um etwaige einschlagige In-
formationen Uber den wirtschaftlich Berechtigten zu Uberprifen (8 10 Abs. 3a
Nr. 2 GwG) oder der Verpflichtete gemaR der Richtlinie 2011/16/EU des Rates
vom 15.02.2011 dber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden im Be-
reich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (Abl. L 64
vom 11.03.2011, S. 1) dazu verpflichtet ist (§ 10 Abs. 3a Nr. 3 GwG).

b) Risikobasierter Ansatz bei Erflllung der allgemeinen Sorgfaltspflichten

3140  Gemal dem risikobasierten Ansatz kann der konkrete Umfang der Malinahmen
zur Erfullung der allgemeinen Sorgfaltspflichten — mit Ausnahme der Pflicht zur
Identifizierung des Mandanten und der etwaig fir diesen auftretenden Person
sowie eines etwaigen wirtschaftlich Berechtigten — entsprechend dem jeweili-
gen Risiko der Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung ausgestaltet werden.
Bei der Bewertung der Risiken sind neben den in den Anlagen 1 und 2 zum
GwG und der in 8 15 Abs. 3 GwG genannten Risikofaktoren zumindest auch
der Zweck der Geschéftsbeziehung, der Wert etwaiger vom Mandanten einge-
setzter Vermogenswerte oder der Umfang der ausgefiihrten Transaktionen so-
wie die Regelmafiigkeit oder die Dauer der Geschaftsbeziehung zu bericksich-
tigen. Ob der Umfang der von ihnen getroffenen MaRnhahmen im Hinblick auf
die Risiken der Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung angemessen ist,
muss im Zweifel vom Rechtsanwalt dargelegt werden (vgl. § 10 Abs. 2 Satz 4

GwG).

c) Allgemeine Sorgfaltspflichten im Einzelnen

§ 10 Abs. 1 GwG beinhaltet finf allgemeine Sorgfaltspflichten:
aa) __ldentifizierungspflicht
(i) Identifizierung des Mandanten (8-.10 Abs.- 1 Nr.- 1 GwG)

3241 Liegen die Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 Satz 1 GwG vor, trifft den Rechts-
anwalt die Pflicht, seinen Mandanten nach MalRgabe des § 11 Abs. 4 GwG und
8§12 Abs. 1 und 2 GwG zu identifizieren. Die ldentifizierung ist grundsatzlich
bereits vor Begrindung der Geschaftsbeziehung, d. h. vor Abschluss der Man-
datsvereinbarung, vorzunehmen. Sie kann jedoch im Einzelfall noch wahrend
der Mandatsbegrindung unverzuglich abgeschlossen werden, wenn dies zur
Vermeidung der Unterbrechung des normalen Geschéftsbetriebs erforderlich ist

und nur ein geringes Risiko der Geldwéasche oder der Terrorismusfinanzierung
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besteht (§ 11 Abs. 1 Satz 2 GwG). Der Mandant ist verpflichtet, dem Rechtsan-
walt die zur Identifizierung erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Ver-
fugung zu stellen (8 11 Abs. 6 GwG).

(i) Feststellung der Identitét des Mandanten

3342 Zur Feststellung der Identitéat des Mandanten sind die nach § 11 Abs. 4 GwG
vorgebenden Angaben zu erheben. Die Feststellung der Identitat erfolgt bei ei-
ner nattrlichen Person als Mandant durch die Feststellung von Vor- und Nach-

name, Geburtsort, Geburtsdatum, Staatsangehdérigkeit und Wohnanschrift—Bei

weises{PersonalausweisReisepass)-festgestelitwerden. (8 11 Abs. 4 Nr. 1 lit.
e) GwG). Bei juristischen Personen (z. B. AG, GmbH, Verein) und Personenge-

sellschaften (z. B. OHG, KG) sind Firma, Name oder Bezeichnung, Rechtsform,
Registernummer (falls vorhanden), Anschrift des Sitzes oder der Hauptnieder-
lassung und die Namen der Mitglieder des Vertretungsorgans oder der gesetz-
lichen Vertreter aufzunehmen. Unabhangig von der Rechtsform ist es entspre-
chend dem Anwendungserlass des Bundesministeriums der Finanzen zur Ab-
gabenordnung (AEAO) bei mehr als funf Vertretern ausreichend, dass lediglich
Angaben zu funf Vertretern erhoben werden, soweit diese in offentliche Regis-
ter eingetragen sind bzw. bei diesen eine Legitimationsprifung stattgefunden
hat (Nummer 11.1 k AEAO zu 8§ 154 AO). Bei Gesellschaften burgerlichen
Rechts sind die Namen der Gesellschafter aufzunehmen. Umfasst die GbR
mehr als finf Gesellschafter, reicht unter Heranziehung des Rechtsgedankens
der Ziff. 11.1 k AEAO zu § 154 AO die Feststellung des Namens von funf Ge-
sellschaftern aus.

(i) Uberprufung der Identitiat des Mandanten

3443 Die Angaben, die zur Feststellung der Identitat des Mandanten erhoben wur-

den, sind gemaf § 11 Abs. 1 GwG auf ihre Richtigkeit zu Gberprufen (Verifika-
tion).

44 Bei naturlichen Personen erfolgt dies durch Vorlage eines gultigen amtlichen
Ausweises im Original, der ein Lichtbild des Inhabers enthalt und mit dem die
Pass- und Ausweispflicht im Inland erfullt wird, insbesondere Reisepass, Per-
sonalausweis, Pass- oder Ausweisersatz (zur Ubertragung der Sorgfaltspflich-
ten auf Dritte: siehe nachfolgend lit. h). In diesem Zusammenhang ist darauf
hinzuweisen dass bei Dokumenten, die keine Wohnanschrift enthalten (z.B.
Reisepass), der ordnungsgemalien Erhebung der Angaben nach 8§ 11 Abs. 4
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GwG besondere Bedeutung zukommt. Die alternativ méglichen elektronischen
Nachweise (vgl. 8 12 Abs. 1 GwG) durften in der Anwaltspraxis keine grof3e

Bedeutung haben.

45 Anstelle der Prufung des Ausweisdokuments vor Ort, kann sich der Rechtsan-
walt aber nach 8 13 Abs. 1 Nr. 2 GwG eines ,sonstigen Verfahrens" bedienen,
.das zur geldwéascherechtlichen Uberpriifung der Identitit geeignet ist und ein
Sicherheitsniveau aufweist”, das der Prifung des vor Ort vorgelegten Doku-
ments gleichwertig ist. Hierunter kann ein ldentifizierungsverfahren mittels Vi-

deoschaltung fallen, soweit es hohen technischen und sonstigen Sicherheits-
standards genugt und Manipulationen ausgeschlossen sind. Geeignete Anfor-
derungen beschreibt die BaFin in ihrem im Internet abrufbaren ,Rundschreiben
3/2017 (GW)" vom 10.04.2017. Die Moglichkeit der Ausfiihrung durch Dritte und
die vertragliche Auslagerung durch 8 17 GwG bleibt unbenommen (siehe Rn.

69 ff.).

3546 Der Rechtsanwalt darf und muss die betreffenden Ausweise kopieren und auf-
zeichnen bzw. einseannen-digitalisiert erfassen. 8 8 Abs. 2 S. 2 GwG geht als

lex specialis insoweit entgegenstehenden Normen (Personalausweisgesetz,
Datenschutz) vor.

3647 Juristische Personen oder Personengesellschaften sind durch
einen amtlichen Registerauszug oder — falls es bei auslandischen Gesellschaf-
ten kein offentliches Register gibt — durch ein anderes beweiskréftiges Doku-
ment (zum Beispiel Grindungsurkunde oder Bestatigung durch einen lokalen
Anwalt oder Notar) zu identifizieren. Bei US-amerikanischen Mandanten ist als
Alternative zu Griindungsdokumenten auch ein "Certificate of Good Standing"
Uber das Unternehmen ausreichend. Bei Gesellschaften birgerlichen Rechts
ist die Uberpriifung anhand des Gesellschaftsvertrags nebst Gesellschafterlis-
ten vorzunehmen. Wird der Gesellschaftsvertrag nicht vorgelegt, sind die ein-
zelnen Gesellschafter der Gesellschaft birgerlichen Rechts als natirliche Per-
sonen zu identifizieren.

bb) Identifizierung der fir den Mandanten auftretenden Person (8- 10 Abs.- 1 Nr.- 1
GwG)

3748 Soweit der Mandant bei Mandatsbegriindung nicht selbst erscheint, sondern fur
diesen eine andere Person auftritt, muss auch die fir den Mandanten auftre-
tende Person identifiziert werden und mussen die zur Identitatsfeststellung er-

hobenen Angaben verifiziert werden. Das ist stets der Fall, wenn der Mandant
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nicht eine nattrliche Person ist. Die Identifizierung kann in der Praxis insbeson-
dere flr die auftretende Person noch wéahrend der Begriindung der Geschéfts-
beziehung, dann aber unverziglich, abgeschlossen werden, wenn dies erfor-
derlich ist, um den normalen Geschéftsablauf nicht zu unterbrechen, und wenn
ein geringes Risiko der Geldwéasche und der Terrorismusfinanzierung besteht
(8 11 Abs. 1 Satz 2 GwG).

3849 Zudem ist zu prufen, ob die Person tatsachlich dazu berechtigt ist, fur den Man-
danten aufzutreten; beim gesetzlichen Vertreter oder Verfligungsberechtigten
einer juristischen Person oder Personenhandelsgesellschaft bedarf es dieser
gesonderten Prufung nicht, da sich deren Berechtigung zum Auftreten aus ihrer
gesellschaftsrechtlichen Stellung ergibt. Im Ubrigen bleibt es dem Verpflichte-

ten Uberlassen, wie und in welcher Form er die Berechtigungsprifung vornimmit.

3950 Bei nur geringem Risiko der Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung i.S.v.
§ 14 Abs. 1 GwG kann konnen im Rahmen vereinfachter Sorgfaltspflichten ge-
maf 8§ 14 Abs. 2 Nr. 1 und 2 GwG gewisse Erleichterungen gelten. So kann die
Erhebung der Geschéftsadresse der fir eine juristische Person auftretenden
Person unter Umsténden ausreichen. Die die Uberprifung der Identitat kann
auf Grundlage von sonstigen Dokumenten, Daten oder Informationen erfolgen,
die von einer glaubwirdigen und unabhéngigen Quelle stammen und fur die
Uberprifung geeignet sind (vgl. § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 GwWG). Als geeignete
Papiere kommen daher beispielsweise auch Dienstausweise staatlicher Ein-

richtungen und Behérden oder EU-Fiihrerscheine oder Mitgliedsausweise oder

-bescheinigungen von Berufsorganisationen (wie Kammern freier Berufs oder
diesen gleichstehenden Einrichtungen) in Betracht.

Geburtsdatum-Staatsangehorigkeitund-\Wohnanschrift: Gemall 8 14 Abs. 2 S.
2 GwG muss es dem Verpflichteten auch bei Anwendung vereinfachter Sorg-
faltspflichten in jedem Fall mdglich bleiben, die Mandatsbeziehung auf unge-
wohnliche oder verdachtige Entwicklungen hin zu dberwachen.

cc) ldentifizierung des wirtschaftlich Berechtigten (8- 10 Abs.- 1 Nr.- 2 GwG)

4051 Da die Ratio der Geldwaschepravention u.a. darin liegt, herauszufinden, welche

wirtschaftlichen Interessen hinter einem Geschéftsvorgang stehen, und Stroh-
manngeschafte aufzudecken, ist der Rechtsanwalt neben der Identifizierung
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des Mandanten auch verpflichtet, abzuklaren, ob der Mandant fir einen wirt-
schaftlich Berechtigten handelt und, soweit dies der Fall ist, den wirtschaftlich
Berechtigten nach Maf3gabe des § 11 Abs. 5 GwG zu identifizieren.

4152 Soweit der Mandant keine natirliche Person ist, schlief3t die Abklarung des wirt-
schaftlich Berechtigten die Pflicht mit ein, die Eigentums- und Kontrollstruktur
des Mandanten mit angemessenen Mitteln in Erfahrung zu bringen. Nach § 11
Abs. 5 Satz 2 GwG hat der Verpflichtete bei einer ab dem 1. Januar 2020 be-
grindeten neuen Geschéaftsbeziehung mit einer ,Vereinigung® nach § 20 GwG
(juristische Person des Privatrechts oder Personenvereinigung, z.B. GmbH;
AG, oHG, KG, e.V. eG) oder einer Rechtsgestaltung nach § 21 GwG (z.B. nicht-
rechtsfahige Stiftung)-, Trust) sich einen Nachweis der Registrierung nach § 20
Abs. 1 oder § 21 GwG vorlegen zu lassen oder_selbst einen Auszug aus dem
Transparenzregister einzuholen-edersich-vom-Mandanten-nrachweisenlassen;
dass-dieser-die-Meldung-vorgenommen-hat. Bei Trusts oder anderen Rechts-
gestaltungen nach 8 21 GwG, bei denen die wirtschaftlich Berechtigten nach
besonderen Merkmalen oder nach einer Kategorie bestimmt werden, sind ge-
mal § 11 Abs. 5 Satz 6 GwG _ferner weitere ausreichende Informationen tber
den wirtschaftlich Berechtigten einzuholen, um zum Zeitpunkt der Ausfihrung
der Transaktion oder zur Ausibung der Rechte die Identitat feststellen zu kon-
nen. Dies kann durch schriftiche Aufzeichnungen oder auch schematisch in
Form eines Konzerndiagramms erfolgen, falls dieses die Eigentums- und Kon-
trollstruktur vollstandig abbildet. Die Informationen sind zuné&chst durch Befra-
gung des Mandanten utber Eigentums- und Kontrollstrukturen zu ermitteln.
Grundsatzlich kénnen die Angaben des Mandanten Gbernommen und dann
durch zusatzliche risikoangemessene UberprifungsmaRnahmen (z.B. anhand
von Registern oder Wirtschaftsdatenbanken) plausibilisiert werden.

4253 Mit diesen Vorgaben korrespondiert § 11 Abs. 6 Satz 3 GwG, der dem Mandan-
ten die Pflicht auferlegt, offenzulegen, ob er die Geschaftsbeziehung fur einen
wirtschaftlich Berechtigten begriinden, fortsetzen oder durchfihren will. Zusétz-
lich mussen Verwalter von Trusts und anderen Rechtsgestaltungen nach § 21
GwG gemal 8§ 11 Abs. 7 GwG dem Verpflichteten ihren Status offenlegen und
ihm die Angaben nach 8§ 21 Abs. 1 und 2 GwG unverzuglich Gbermitteln, wenn
sie in dieser Position eine Geschéaftsbeziehung aufnehmen oder eine Transak-
tion oberhalb der in § 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 oder 6 a genannten Schwel-
lenbetrage durchfihren. Zugleich besteht fir den Rechtsanwalt — vorbehaltlich
der Einschréankung nach 8§ 43 Abs. 2 GwG - nach § 43 Abs. 1 Nr. 3 GwG eine

Meldepflicht gegenuiber der Zentralstelle fur Finanztransaktionsuntersuchungen
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(FIU), wenn Tatsachen vorliegen, die darauf hindeuten, dass der Mandant die
Offenlegungspflicht gemafl 8§ 11 Abs. 6 Satz 3 GwG nicht erfillt hat. Dartiber
hinaus ist der Mandant verpflichtet, mit der Offenlegung dem Rechtsanwalt
auch die ldentitat des wirtschaftlich Berechtigten nachzuweisen (8 11 Abs. 6
Satz 4 GwG). Auf die genannten Pflichten sollte friihzeitig hingewiesen und in
diesem Zusammenhang thematisiert werden, ob der Mandant als Treuhander
oder anderweitig flr einen wirtschaftlich Berechtigten handelt.

4354 Sofern trotz sorgfaltiger Prufung kein wirtschaftlich Berechtigter ermittelt wer-
den kann oder Zweifel an der Richtigkeit der Ermittlung bestehen, gilt als wirt-
schaftlich Berechtigter der gesetzliche Vertreter, geschaftsfihrende Gesell-
schafter oder Partner des Mandanten (8 3 Abs. 2 S. 5 GwG). Bei borsennotier-
ten Gesellschaften, die einem Markt i.S.v. 8 2 Abs. 11 WpHG notiert sind, muss
der wirtschaftlich Berechtigte nicht ermittelt werden, sofern dem EU-Recht ent-
sprechende Transparenzanforderungen im Hinblick auf Stimmrechtsanteile o-
der gleichwertige internationale Standards gelten.

(i) Definition des wirtschaftlich Berechtigten

son, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle der Vertragspartner letztlich
steht, oder die natlrliche Person, auf deren Veranlassung eine Transaktion
letztlich durchgefuihrt oder eine Geschéftsbeziehung letztlich begriindet wird.
Zur Feststellung der Identitat hat der Rechtsanwalt gemal § 11 Abs. 5 Satz 1
GwG zumindest den Namen (d. h. den Nachnamen und mindestens den ersten
Vornamen) des wirtschaftlich Berechtigten zu erheben. Ferner diirfen dessen
Anschrift, Geburtsdatum und Geburtsort erhoben werden; verpflichtend ist die
Erhebung dieser und ggf. weiterer Identifizierungsmerkmale dagegen nur, so-
weit dies in Ansehung des im Einzelfall bestehenden Risikos der Geldwasche
oder Terrorismusfinanzierung angemessen ist.

4455 Nach 8 3 Abs. 1 Satz 1 GwG ist wirtschaftlich Berechtigter die naturliche Per-

(i) Uberpriifung der Identitat des wirtschaftlich Berechtigten

4556 Gemal 8§ 11 Abs. 5 Satz 4 GwG hat sich der Rechtsanwalt durch risikoange-
messene Malinahmen zu vergewissern, dass die zur Feststellung der Identitat
erhobenen Angaben zutreffend sind. Wie sich aus § 14 Abs. 2 Satz 1 GwG
ergibt, muss in jedem Fall, d. h. auch in Fallen eines geringen Risikos die Iden-
titat des wirtschaftlich Berechtigten tUberpruft werden. Nur Art und Umfang der

MafRnahmen zur Uberpriifung der Identitat des wirtschaftlich Berechtigten kon-
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nen risikoangemessen ausgestaltet werden. Fir die Beurteilung der Angemes-
senheit der MaRnahmen ist neben dem individuellen Geldwasche- oder Terro-
rismusfinanzierungsrisiko der Geschéftsbeziehung oder Transaktion auch zu
berticksichtigen, welche Erkenntnismdglichkeiten den Verpflichteten zur Kla-

rung des Sachverhalts zur Verfiigung stehen. Es-ist-grundsatzlich-Sache-des
Rechtsanwalts—-ob-erfikln Betracht kommt etwa die Uberprifung-derldentitat

des-wirtschaftlich-Berechtigten-Einsichtnahme in das Transparenzregister und

andere o6ffentliche Register-nutzt—auf-Auskinfte-und-Daten-Dritterzurtickgreift

{z-B-, die Befragung des Mandanten bzw. die Bitte um Vorlage zweckdienlicher
PatenDokumente oder sieh-dictnformotioncnoavlondoreArbumd M else be

geraten—Daten, Internetrecherchen in verlasslichen Quellen, Zugriff auf ein-

schldgige Datenbanken, etc.

57 Unabhangig von der Pflicht zur Uberpriifung der Identitit des wirtschaftlich Be-
rechtigten besteht seit 1. Januar 2020 bei Begriindung einer neuen Geschéfts-
beziehunqg die Pflicht, beim Mandanten einen Nachweis dariiber einzuholen,

dass dieser seinen Transparenz-Pflichten aus 88 20 und 21 GwG nachgekom-

men ist, soweit es sich beim Mandanten um eine ,Vereinigung“ (z.B. GmbH,
AG, oHG:; KG) bzw. ,Rechtsgestaltung” im Sinne des GwG handelt. Dieser
Nachweis erbringt als solcher keine Information tiber den wirtschaftlich Berech-
tigten und ermdaglicht folglich auch nicht die Uberpriifung der Identitét des wirt-
schaftlich Berechtigten. Er belegt nur, dass der Mandant seiner Mitteilungs-

pflicht gegeniber dem Transparenzregister nachgekommen ist. Allerdings kann

der Rechtsanwalt anstelle des Nachweises uber die Regqistrierung gem. 8§ 11
Abs. 5 Satz 2 GwG auch selbst einen Auszug aus dem Transparenzreqister

einholen, um damit sogleich Informationen zum wirtschaftlich Berechtigten zu
erlangen.

(i) Uberprifung anhand des Transparenzregisters

4558 Inlandische juristische Personen des Privatrechts (z.B. GmbH, AG, e.V. rechts-

fahige Stiftung) und eingetragene Personengesellschaften (z.B. oHG, KG,
PartG) sowie bestimmte weitere Rechtstrager, die das GwG samtlich als ,Ver-

einigungen* definiert sowie bestimmte ,Rechtsgestaltungen” (insbesondere
Trusts) sind seit Oktober 2017 gemaf 8 20 Abs. 1 bzw. § 21 Abs. 1 GwG ver-
pflichtet, diederen wirtschaftlich Berechtigten zum Transparenzregister elektro-
nisch mitzuteilen—_(www.transparenzregister.de};). Das qgilt nicht, sofern sich
diesenichtdie wirtschaftlich Berechtigten schon aus anderen offentlichen Re-
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gistern wie dem Handelsregister ergeben und die betreffenden Daten bzw. Be-
kumente-dort-elektronisch-abrufbar-sind-Dokumente zu den wirtschaftlich Be-
rechtigten dort elektronisch abrufbar sind (8 20 Abs. 2 GwG). Diese Ausnahme
greift aber z.B. bei der Aktiengesellschaft generell nicht. Zwar ist die Aktienge-
sellschaft im Handelsregister eingetragen, aber die Daten zu den Aktionaren
sind nicht elektronisch abrufbar. Wenngleich sich Verpflichtete gemafld § 11
Abs. 5 S. 4 GwG mangels offentlichen Glaubens dieses Registers nicht allein
auf die Angaben im Transparenzregister verlassen durfen, ist die fur die Ver-
pflichteten nach 8 23 Abs. 1 Nr. 2 GwG zul&assige — indes gebuhrenpflichtige —
Einsichtnahme im Rahmen der Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten
grundsatzlich-empfehlenswert.zu empfehlen (zur verpflichteten Einsichthahme
sogleich). Wenn danach Zweifel bestehen, insbesondere wenn die Registerda-
ten eigenen Erkenntnissen (z. B. aufgrund einer Befragung des Mandanten)
widersprechen oder aus anderen Griinden zweifelhaft oder widersprichlich er-
scheinen, sind die dort mitgeteilten Angaben risikoangemessen zu plausibilisie-
ren;. Dies hat etwa durch Einsichtnahme in Register, Wirtschaftsdatenbanken
oder Prifung von vom Mandanten vorgelegten Unterlagen_zu erfolgen.

59 Wie schon ausgefiihrt (oben, lit. ii) muss der Rechtsanwalt seit 1. Januar 2020
— unabhangig von der Pflicht zur Uberpriifung der Identitat des wirtschaftlich

Berechtigten — bei Begriindung einer neuen Geschaftsbeziehung bei Mandan-

ten, die zur Mitteilung zum Transparenzregister verpflichtet sind, einen Nach-
weis dariber einholen, dass diese ihrer Mitteilungspflicht gegeniber dem
Transparenzregister nachgekommen sind. Alternativ_kann der Rechtsanwalt
auch selbst einen Auszug aus dem Transparenzregister einholen, und diesen,
ggf. neben weiteren Dokumenten und Auskiinften, zur Uberpriifung der Identitét

des wirtschaftlich Berechtigten verwenden. Diese Pflicht besteht nur bei Be-

grindung einer neuen Geschéftsbeziehung mit dem Mandanten, also grund-
satzlich einmalig, es sei denn die Geschéaftsbeziehung wurde zwischenzeitlich
beendet und spater neu begrindet.

4760 Das Transparenzregister fordert gem. 8 7 der Transparenzregistereinsichtnah-
meverordnung (TrEinV), bei jedem konkreten Einsichthahmeantrag abstrakt
darzulegen, anlasslich welchem der in § 10 Abs. 3 GwG genannten Félle die
Einsichtnahme erfolgen soll, ferner, welche Tatigkeit des § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG
einschlagig ist. Als abstrakte Angabe ist zum Beispiel als Begrindung ausrei-
chend, dass es sich um eine Mandatstibernahme bei Griindung einer Treu-

handgesellschaft (§ 10 Abs. 3 Nr. 1 und 8 2 Abs. 1 Nr. 10 a}lit._a) sublit. ee)
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GwG) handele. Dartber hinausgehende, konkrete Angaben zum Mandat sind
im Hinblick auf die anwaltliche Verschwiegenheit nicht zu machen.

dd) Absehen von der Identifizierung

4861 Von einer ldentifizierung kann nach § 11 Abs. 3 GwG abgesehen werden, wenn
der Rechtsanwalt die zu identifizierende Person bereits bei friherer Gelegen-
heit im Rahmen der Erfiillung seiner Sorgfaltspflichten identifiziert und die dabei
erhobenen Angaben aufgezeichnet hat, es sei denn, aufgrund der &ufReren Um-
stande bestehen Zweifel, dass die bei der friiheren Identifizierung erhobenen
Angaben weiterhin zutreffend sind. Zweifel werden sich regelmaRig ergeben,
wenn die Person beispielsweise eine von der friheren Adresse abweichende
Wohnadresse benennt; sie z.B. nach Heirat unter anderem Namen auftritt oder

sich relevante Angaben in 6ffentlichen Reqistern bei juristischen Personen ge-

andert haben. Unerheblich ist dagegen, ob das seinerzeit anléasslich der Ersti-
dentifizierung vorgelegte Dokument zu dem spateren Zeitpunkt, an dem von
einer weiteren Identifizierung abgesehen werden soll, noch gltig ist. Bestehen
keine Zweifel, dass die Angaben noch zutreffend sind, wird eine wiederholte
Identifizierung erst nach einem Zeitablauf von mehreren Jahren notwendig sein.
Die Pflicht zur Identifizierung entfallt hingegen nicht schon dann, wenn dem
Rechtsanwalt der zu ldentifizierende persodnlich bekannt ist. Wird nach § 11
Abs. 3 Satz 1 GwG von einer erneuten ldentifizierung abgesehen, so sind gem.
§ 8 Abs. 2 Satz 4 GwG der Name des zu ldentifizierenden und der Umstand,
dass er bei friiherer Gelegenheit identifiziert worden ist, aufzuzeichnen.

ee) Abklarung des Hintergrunds der Geschéftsbeziehung (8-.10 Abs.- 1 Nr.- 3 GwG)

4962 Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, Informationen tiber den Zweck und die ange-
strebte Art der Geschaftsbeziehung einzuholen und zu bewerten, damit er even-
tuelle Risiken des Geschafts in Bezug auf Geldwéasche oder Terrorismusfinan-
zierung besser einschatzen kann. Die Pflicht soll die geldwascherechtlich Ver-
pflichteten besser in die Lage versetzen, ein Risikoprofil tber ihre jeweiligen
Vertragspartner zu entwickeln. Diese Pflicht durfte in der anwaltlichen Praxis
kaum Relevanz haben, da sich Zweck und Art der Geschaftsbeziehung regel-
mafig aus dem Auftrag selbst ergeben dirften. Bei einem "blinden Mandat" hat
die Informationspflicht dagegen praktische Relevanz, etwa wenn der Rechtsan-
walt einzelne Beratungsauftrage bekommt, aber nicht erkennen kann, wofir der
Mandant die einzelnen Beratungsergebnisse nutzen mochte. Relevanz hat die

Informationspflicht ferner regelmé&Rig bei Treuhandgeschaften.
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ff)  Abklarung der PEP-Eigenschaft (8- 10 Abs.- 1 Nr.- 4 GwG)

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, durch angemessene risikoorientierte Verfah-
ren festzustellen, ob es sich bei dem Mandanten oder — soweit vorhanden —
dem wirtschaftlich Berechtigten um eine politisch exponierte Person (,PEP*),
ein Familienmitglied dieser Person oder eine ihr bekanntermalien naheste-
hende Person im Sinne des § 1 Abs. 12 bis 14 GwG handelt (§ 10 Abs. 1 Nr. 4
GwG).

Politisch exponierte Personen sind nach 8 1 Abs. 12 GwG Personen, die ein
hochrangiges wichtiges offentliches Amt auf internationaler, européischer oder
nationaler Ebene austiben oder ausgeiibt haben oder ein 6ffentliches Amt un-
terhalb der nationalen Ebene, dessen politische Bedeutung vergleichbar ist,
ausiiben oder ausgelbt haben. Zu den politisch exponierten Personen gehéren
nach dem Gesetz insbesondere Staatschefs, Regierungschefs, Minister,
Mitglieder der Europaischen Kommission, stellvertretende Minister und Staats-
sekretare, Parlamentsabgeordnete und Mitglieder vergleichbarer Gesetzge-
bungsorgane, Mitglieder der Fiihrungsgremien politischer Parteien, Mitglieder
von obersten Gerichtshofen, Verfassungsgerichtshofen oder sonstigen hohen
Gerichten, gegen deren Entscheidungen im Regelfall kein Rechtsmittel mehr
eingelegt werden kann, Mitglieder der Leitungsorgane von Rechnungshofen,
Mitglieder der Leitungsorgane von Zentralbanken, Botschafter, Geschaftstrager
und Verteidigungsattachés, Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Auf-
sichtsorgane staatseigener Unternehmen, Direktoren, stellvertretende Direkto-
ren, Mitglieder des Leitungsorgans oder sonstige Leiter mit vergleichbarer
Funktion in einer zwischenstaatlichen internationalen oder européischen Orga-
nisation. Ebenfalls zu den politisch exponierten Personen gehéren nach § 12
Abs. 12 Nr. 2 GWG Personen, die Amter innehaben, welche in den nach Artikel
1 Nr. 13 der EU-Richtlinien 2018/843 und 2015/849 von der Europaischen Kom-
mission veroffentlichten Liste® enthalten sind.

Im Regelfall ist es ausreichend, wenn der Mandant beziiglich seiner PEP-Ei-
genschaft befragt wird (Selbstauskunft) und der Rechtsanwalt die Auskunft des
Mandanten anhand o6ffentlicher Informationen (z.—B. Internetrecherche) auf
Richtigkeit oder zumindest Plausibilitat Gberprift. Nur bei Zweifeln sollte dies

3 Eine Liste der EU-Kommission ist momentan noch nicht veroffentlicht (Stand 09:07-2020Februar 2021)

Stand: 03.03.20

30

21



Rechtsanwaltskammer Disseldorf

Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts
aber z.B. durch Abfrage einer der im Markt bestehenden kommerziellen Daten-
banken verifiziert werden. Im Falle des Vorliegens der PEP-Eigenschaft sind in
der Regel verstéarkte Sorgfaltspflichten nach § 15 Abs. 4 GwG zu erfillen (hierzu

siehe Zitter-3)-Rn.74 ff.).

gg) _Kontinuierliche Uberwachung der Geschaftsbeziehung (§-_10 Abs.- 1 Nr.- 5
GwG)

5366 SchlieRlich trifft den Rechtsanwalt auch die Pflicht zur kontinuierlichen Uberwa-
chung der Geschéftsbeziehung, einschlief3lich der im Verlauf der Geschéaftsbe-
ziehung durchgefihrten Transaktionen, wobei die Pflichterfiillung geman § 10
Abs. 2 GwG auch hier auf risikoorientierter Grundlage, also in Relation zu dem
konkret bestehenden Risiko einer Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung zu
erfolgen hat. Fur die anwaltliche Praxis diirfte diese Pflicht kaum relevant wer-
den und allenfalls Bedeutung erlangen, wenn es sich um ein Dauermandat han-

delt.
d) Rechtsfolgen der Verletzung der allgemeinen Sorgfaltspflichten

s467  Nach 8§ 10 Abs. 9 Satz 1 GwG darf in dem Fall, dass der Verpflichtete die allge-
meinen Sorgfaltspflichten nicht erfullen kann, die Geschéaftsbeziehung nicht be-
grindet oder fortgesetzt und die Transaktion nicht durchgefiihrt werden. Soweit
eine Geschéftsbeziehung bereits besteht, muss diese durch Kindigung oder
auf andere Weise beendet werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn Téatigkeiten der
Rechtsberatung oder Prozessvertretung erbracht werden sollen, es sei denn,
der Rechtsanwalt hat positive Kenntnis, dass der Mandant die Rechtsberatung
oder Prozessvertretung bewusst fir den Zweck der Geldwasche oder der Ter-
rorismusfinanzierung genutzt hat oder nutzen wird (8 10 Abs. 9 Satz 3 GwG).
Rechtsanwadlte kdnnen also z.B. ein Beratungsmandat grundsatzlich auch dann
annehmen, wenn etwa der Kaufer oder Verkaufer einer Immobilie noch nicht
identifiziert oder der wirtschaftlich Berechtigte noch nicht abgeklart werden
kann. Diese Ausnahme bericksichtigt, dass Rechtsberatung und Prozessver-
tretung haufig eilbedurftig sind, also nicht von der vorherigen Erfillung von
Sorgfaltspflichten abhangig gemacht werden kénnen. Indes befreit § 10 Abs. 9
Satz 3 GwG nur von der fur andere Verpflichtete geltenden Vorgabe, die Ge-
schéaftsbeziehung nicht zu begrinden bzw. nicht fortzusetzen und zu beenden.
Die Pflicht zur Erfullung der Sorgfaltspflichten bleibt also grundsatzlich unbe-
rahrt. Fur Tatigkeiten des Rechtsanwalts jenseits von Rechtsberatung und Pro-
zessvertretung (z.B. reine Treuhandtatigkeit) gilt das Mandantenprivileg von
vorneherein nicht.
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e) Ausfuhrung der Sorgfaltspflichten durch Dritte, vertragliche Auslagerung

ss68  Nach 8 17 Abs. 1 GwG kann ein Verpflichteter zur Erflllung der allgemeinen
Sorgfaltspflichten auch auf Dritte zuriickgreifen. Solche Dritte kdnnen insbeson-
dere andere inlandische Verpflichtete nach § 2 Abs. 1 GwG und Verpflichtete in
anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union sowie unter bestimmten Vo-
raussetzungen in einem Drittstaat ansassige Institute und Personen_sein, so-
weit sie entsprechenden Sorgfalts- und Aufbewahrungspflichten und einer
gleichwertigen Aufsicht unterliegen. Die Verantwortung fur die Erfillung der

Sorgfaltspflichten verbleibt jedoch auch in diesem Fall beim Verpflichteten.

se69  Der Rechtsanwalt kann also etwa seine Pflicht zur Identifizierung auf einen an-
deren Rechtsanwalt tbertragen. Voraussetzung ist nur, dass dieser andere
Rechtsanwalt in seinem Heimatstaat ahnlichen Sorgfaltspflichten unterliegt wie
in der Europdischen Union. Berét beispielsweise ein Rechtsanwalt einen Man-
danten aus den USA beim Kauf eines Grundstticks in Deutschland, so kann der
deutsche Rechtsanwalt die Identifizierung durch einen amerikanischen Rechts-
anwalt vornehmen lassen. Der deutsche Rechtsanwalt muss den amerikani-
schen Rechtsanwalt nicht tGberprifen oder iberwachen, sondern kann sich auf
die Zuverlassigkeit des dritten Rechtsanwalts verlassen, sofern dieser in sei-
nem Heimatstaat &hnlichen Berufsaufsichtsregelungen unterliegt wie in der

Europaischen Union (vgl. § 17 Abs. 4 GwG).

5770 Die Ausfuhrung der Sorgfaltspflichten kann im Rahmen vertraglicher Vereinba-
rung nach Mafl3gabe von 8§ 17 Abs. 5 GwG und unter Berlcksichtigung der be-
rufsrechtlichen Vorgaben zur Verschwiegenheit aber auch auf andere geeig-
nete Personen oder Unternehmen Ubertragen werden. In diesem Fall muss der
Verpflichtete sicherstellen, dass die anderen geeigneten Personen und Unter-
nehmen die Informationen einholen, die fir die Durchfihrung der Sorgfalts-
pflichten nach § 10 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3a GwG notwendig sind, und ihm diese
Informationen unverziglich und unmittelbar Gbermitteln. Hierunter kann etwa
die Identifizierung mittels Postident-Verfahren durch die Deutsche Post AG fal-

len.
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2. Vereinfachte Sorgfaltspflichten

5871 Rechtsanwélte konnen entsprechend dem risikobasierten Ansatz vereinfachte
Sorgfaltspflichten anwenden, soweit sie bei ihrer Risikoanalyse oder im Einzel-
fall unter Berucksichtigung der in den Anlagen 1 und 2 zum GwG genannten
Risikofaktoren feststellen, dass in bestimmten Bereichen, insbesondere im Hin-
blick auf die Mandantenstruktur und die Art der angebotenen Dienstleistungen,
nur ein geringes Risiko der Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung besteht.
Vor der Anwendung vereinfachter Sorgfaltspflichten muss sich der Rechtsan-
walt vergewissern, dass die Geschéftsbeziehung oder Transaktion tatséchlich
mit einem geringen Risiko verbunden ist (8§ 14 Abs. 1 Satze 1 und 2 GwG), was
anhand einer Gesamtschau der Kriterien in Anlage 1 und 2 zum GwG zu beur-
teilen ist. Diese Beurteilung ist bei der Mandatsanlage zu dokumentieren. Liegt
ein geringes Risiko vor, kdnnen der Umfang der MalRnahmen zur Erfillung der
Sorgfaltspflichten angemessen reduziert und bei der Identifizierung des Man-
danten auch andere Dokumente, Daten oder Informationen als Registeraus-
ziige oder Ausweispapiere herangezogen werden. Bei in der EU bdrsennotier-
ten Unternehmen wird etwa die Feststellung der internationalen Wertpapier-
kennnummer (ISIN), bei Mandanten der ¢ffentlichen Hand mangels eines amt-
lichen Behdrdenregisters eine sorgfaltige Internetrecherche ausreichend sein.

s972  Auf die Identifizierung als solche und auf die Feststellung des wirtschaftlich Be-

rechtigten darf jedoch auch bei einem geringen Risiko nicht verzichtet werden
(vgl. 8 14 Abs. 2 GwG).

3. Verstarkte Sorgfaltspflichten

73 Entsprechend dem risikobasierten Ansatz haben Rechtsanwalte — zuséatzlich zu
den allgemeinen Sorgfaltspflichten — verstarkte risikoangemessene Mal3nah-
men zu ergreifen, wenn sie im Rahmen der Risikoanalyse oder im Einzelfall
unter Bericksichtigung der in den Anlagen 1 und 2 zum GwG genannten Risi-
kofaktoren feststellen, dass ein hoheres Risiko der Geldwasche oder Terroris-
musfinanzierung bestehen kann (8 15 Abs. 1 und 2 GwG). Auch hier muss der
Rechtsanwalt auf Verlangen der Aufsicht darlegen kénnen, dass der Umfang
der getroffenen MalRnahmen risikoangemessen ist.

74 8 15 Abs. 4 GwG zahlt hier jedenfalls fir die Hochrisikofélle des § 15 Abs. 2
und 3 Nr. 1 GwG pflichtweise zu ergreifende Sicherungsmalnahmen auf. Zu-
satzlich wurde den Aufsichtsbehérden eine Anordnungsbefugnis im Hinblick auf

Hochrisikofalle eingeraumt.
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75 Die Aufsichtsbehorde kann nach 8§ 15 Abs. 8 GwG, wenn Tatsachen, einschla-
gige Evaluierungen, Berichte oder Bewertungen nationaler oder internationaler
fur die Verhinderung oder Bekampfung der Geldwasche oder Terrorismusfinan-
zierung zustandiger Stellen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass tber
die in § 15 Abs. 3 GwG genannten Falle hinaus ein erhdhtes Risiko besteht, im
Wege einer Allgemeinverfiigung anordnen, dass Rechtsanwdlte eine Ge-
schaftsbeziehung oder Transaktion einer verstarkten Uberwachung zu unter-
ziehen und zusatzliche, dem Risiko angemessene Sorgfaltspflichten sowie er-

forderliche GegenmalRnahmen zu erfiillen haben.

6076 Gemall § 15 Abs. 5a GwG kann die Aufsichtsbehdrde zudem in Bezug auf
Hochrisikolander weitere MalRnahmen anordnen: Die Meldung von Finanztrans-
aktionen an die FIU (Nr. 1), die Beschréankung oder das Verbot geschétftlicher
Beziehungen oder Transaktionen mit natlrlichen oder juristischen Personen
aus Drittstaaten mit hohem Risiko (Nr. 2), das Verbot, fur Verpflichtete mit Sitz
in Drittstaaten mit hohem Risiko, im Inland Tochtergesellschaften, Zweignieder-
lassungen oder Reprasentationen zu griinden (Nr. 3), das Verbot Zweignieder-
lassungen oder Reprasentanzen in einem Drittstaat mit hohem Risiko zu grin-
den (Nr. 4), die Verpflichtung fir Zweigniederlassungen und Tochtergesell-
schaften von Verpflichteten mit Sitz in einem Drittstaat mit hohem Risiko, sich
einer verscharften Prufung der Einhaltung der geldwascherechtlichen Pflichten
durch die Aufsichtsbehérde oder einen externen Prifer zu unterziehen (Nr. 5)
sowie die Einfuhrung verschérfter Anforderungen in Bezug auf eine externe

Prifung (Nr. 6).

6177 ____Bei Bezlugen zu Hochrisikolandern (8 15 Abs. 3 Nr. 2 GwG) sind verstarkte
Sorgfaltspflichten nach § 15 Abs. 5 GwG zu erfillen: Der Verpflichtete muss
gemal 8§ 15 Abs. 5 Nr. 1 GwG zusétzliche Informationen tber den Vertrags-
partner und den wirtschaftlich Berechtigten, Uber die angestrebte Art der Ge-
schéaftsbeziehung, die Herkunft der Vermdgenswerte und des Vermdgens des
Vertragspartners und des wirtschaftlich Berechtigten (mit Ausnahme der Per-
son, die nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 5 GwG als wirtschaftlich Berechtigter gilt), tiber
die Griinde fur die geplante oder durchgefiihrte Transaktion und Uber die ge-
plante Verwendung der Vermdgenswerte, die im Rahmen der Transaktion ein-
gesetzt werden einholen, soweit dies zur Beurteilung der Gefahr von Geldwa-
sche und von Terrorismusfinanzierung erforderlich ist. Bei einer laufenden Ge-
schéftsbeziehung muss diese gemal3 § 15 Abs. 5 Nr. 3 GwG durch haufigere
und intensivere Kontrollen sowie die Auswahl von Transaktionsmustern, die ei-

ner weiteren Prifung bedirfen, verstarkt (berwacht werden.
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GwG fir mindestens 12 Monate nach Ausscheiden aus dem o6ffentlichen Amt
das Risiko zu berticksichtigen, das spezifisch fir PEPs ist, und so lange ange-
messene und risikobasierte Mallnahmen zu treffen, bis anzunehmen ist, dass

6278 Bei einer ehemaligen PEP hat der Rechtsanwalt gemaf § 15 Abs. 4 Satz 3

dieses Risiko nicht mehr besteht.

IV. Risikomanagement

6379 Der risikobasierte Ansatz als leitendes Prinzip des GwG erlaubt es den Ver-
pflichteten, nicht in jedem Fall den gleichen, starren Pflichtenkatalog abarbeiten
zu mussen, sondern die aus den gesetzlichen Anforderungen abzuleitenden
Mafnahmen an dem konkreten Risiko auszurichten. Ein Beurteilungsspielraum
besteht jedoch nur hinsichtlich des konkreten Umfangs der zu treffenden Mal3-
nahmen, nicht aber bezuglich der Frage, ob tberhaupt MalRnhahmen zu ergrei-
fen sind. Der risikobasierte Ansatz erfordert die Implementierung eines kanzlei-
internen Risikomanagementsystems, um das individuelle Risiko identifizieren
und bewerten zu kénnen. Dementsprechend muss jeder Verpflichtete tUber ein
wirksames Risikomanagement zur Verhinderung von Geldwasche und Terro-
rismusfinanzierung verfigen. Wie unter Il.1 geschildert, wird regelmafig die
Einrichtung eines kanzleiweiten bzw. — bei grél3eren Einheiten — eines stand-
ortbezogenen Risikomanagements zweckmalRig sein, das sich jeder verpflich-
tete Rechtsanwalt der Kanzlei bzw. des Standorts zu eigen machen kann. Das
setzt voraus, dass das Kanzlei- oder Standort-Risikomanagement den individu-
ellen Tatigkeitsbereich eines jeden verpflichteten Rechtsanwalts der Kanzlei
bzw. des Standorts sachgerecht und umfassend abbildet, anderenfalls bedarf
es — z.B. flr Sonderbereiche — eines gesonderten Risikomanagements. Ent-
sprechend dem Grundsatz der VerhaltnismafRigkeit kann das Risikomanage-
mentsystem unter Berlcksichtigung von Art und Umfang der Geschéftstatigkeit
angemessen ausgestaltet werden (8 4 Abs. 1 GwG). Das Risikomanagement
muss nach 8§ 4 Abs. 2 GwG eine Risikoanalyse und interne Sicherungsmalfi-
nahmen umfassen.

1. Risikoanalyse

a)  Gesetzliche Anforderungen

s480  Alle Verpflichteten haben selbst eine Risikoanalyse zu erstellen;—bei-der. Sie

kdnnen sich hierzu die Kanzlei-/Unternehmensrisikoanalyse unter den vorste-

hend genannten Voraussetzungen zu eigen machen. Machen sie hiervon Ge-
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brauch missen sie aber die Risiken der Geldwasche und Terrorismusfinanzie-

rung ermitteln und bewerten, die fur die von ihnen ausgeubten Tatigkeiten be-
stehen (8 5 Abs. 1 GwG). Ziel der Risikoanalyse ist es, die spezifischen Risiken
in Bezug auf Geldwéasche und Terrorismusfinanzierung umfassend und voll-
standig zu erfassen, zu identifizieren, zu kategorisieren und zu gewichten sowie
darauf aufbauend geeignete Geldwasche-PraventionsmalRnahmen, insbeson-
dere interne Sicherungsmafinahmen zu treffen. Diese missen sich aus der Ri-
sikoanalyse ableiten lassen und dieser entsprechen. Die Anlagen 1 und 2 zum
GwG enthalten dabei eine nicht abschlieRende Aufzéhlung von Faktoren und
madglichen Anzeichen fir ein potenziell geringeres oder hoheres Risiko. Bei der
Erstellung der Risikoanalyse sind insbesondere diese Risikofaktoren sowie die
Informationen zu berticksichtigen, die auf Grundlage der nationalen Risikoana-
lyse* den Verpflichteten von der Zentralstelle fiir Finanztransaktionsuntersu-
chungen (FIU) zur Verfigung gestellt werden. Entsprechende Informationen
der FIU finden sich im internen Bereich, dessen Zugangsdaten die FIU Ver-
pflichteten nach deren Registrierung im Online-Meldeportal unter ,https://go-
aml.fiu.bund.de’ mitteilt. Die Risikoanalyse ist in angemessenem Umfang zu er-
stellen, der sich insbesondere nach Art und Umfang der Geschéftstatigkeit des
Rechtsanwalts richtet. Sie muss dokumentiert, d. h. schriftlich oder elektronisch
aufgezeichnet, regelmaRig, zumindest einmal im Jahr, Gberprift und — soweit
erforderlich — aktualisiert werden und ist der Rechtsanwaltskammer auf Verlan-
gen in der jeweils aktuellen Fassung zur Verfiigung zu stellen (8 5 Abs. 2 Nrn. 1
und 3 GwG).

6581 Im Rahmen eines kanzleiweiten bzw. standortbezogenen Risikomanagements
(s.0.) kann sich der verpflichtete Rechtsanwalt die entsprechend vorgenom-
mene kanzleiweite bzw. standortbezogene Risikoanalyse zu eigen machen.
Das setzt voraus, dass die Risikoanalyse den individuellen Tatigkeitsbereich
des verpflichteten Rechtsanwalts sachgerecht und umfassend abbildet, ande-
renfalls bedarf es — z.B. flr Sonderbereiche innerhalb der Kanzlei— eines ge-
sonderten Risikomanagements. Eine kanzleiweite bzw. standortbezogene Risi-
koanalyse muss jeden in der Kanzlei bzw. am Standort betreuten Tatigkeitsbe-
reich sachgerecht und umfassend abbilden und fir jeden dieser Bereiche die

Risiken der Geldwasche und Terrorismusfinanzierung gesondert ermitteln und

4 Die Erste Nationale Risikoanalyse fiir 2018/2019 ist am 19.10.2019 vom BMF verdéffentlicht worden und zu
finden unter https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren Bestellser-
vice/2019-10-19-erste-nationale-risikoanalyse 2018-2019.html
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gesondert bewerten; gleichgelagerte Bereiche kénnen zusammengefasst wer-
den. Eine zusammenfassende Gesamtbewertung unter Nivellierung von Téatig-
keits- oder Sonderbereichen mit potentiell hohem Risiko ist nicht statthaft. Bildet
die kanzleiweite bzw. standortbezogene Risikoanalyse nicht alle Tatigkeitsbe-
reiche aller Verpflichteten sachgerecht und umfassend ab, muss der insoweit
tatige Rechtsanwalt eine gesonderte Risikoanalyse erstellen.

b)  Madglichkeit der Befreiung von der Dokumentation der Risikoanalyse

6682 Auf Antrag kann die Rechtsanwaltskammer gem. § 5 Abs. 4 GwG von der Ver-
pflichtung zur Dokumentation der Risikoanalyse (nicht von ihrer Durchfiihrung
oder gar von der Pflicht, angemessene interne Sicherungsmalnahmen zu tref-

fen) befreien, wenn kumulativ folgende Voraussetzungen erflllt werden:
o Klare Erkennbarkeit der bestehenden konkreten Risiken des Verpflichteten

6783 Diese Voraussetzung liegt insbesondere vor, wenn zu den Geschaften des Ver-
pflichteten keine komplexen Mandatstatigkeiten gehdren, die von ihm durchge-
fuhrten Transaktionen einen Uberschaubaren Umfang aufweisen, seine Man-
dantenstruktur homogen ist und keine sonstigen risikoerhbhenden Umsténde
vorliegen. GemaR 8 5 Abs. 1 Satz 3 GwG richtet sich der Umfang der Risiko-
analyse nach Art und Umfang der Geschéftstatigkeit der Verpflichteten. Je we-
niger komplex die Geschéftstatigkeit ist, desto geringere Anforderungen werden
seitens der Rechtsanwaltskammer an die Erstellung (und Dokumentation) einer
Risikoanalyse gestellt. Umgekehrt folgt hieraus, dass, je umfangreicher und
komplexer die Risiken sind, denen ein Verpflichteter ausgesetzt ist, desto we-
niger eine Befreiung von der

Dokumentationspflicht in Betracht kommit.

¢ Hinreichendes Verstandnis des Verpflichteten in Bezug auf die bestehenden
Risiken

6884 Von einem hinreichenden Verstandnis ist auszugehen, wenn sich auf der Basis

der vom Verpflichteten vorgetragenen Risikosituation die von ihm getroffenen

internen Sicherungsmalinahmen geman § 6 GwG als angemessen darstellen.

6985 Das Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen ist vom Verpflichteten ge-

geniuber der Rechtsanwaltskammer in seinem Antrag nachvollziehbar und um-
fassend darzulegen.
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C) Empfehlungen fur die Erstellung einer Risikoanalyse

7086 Folgende Gliederung fur die Risikoanalyse bei Rechtsanwaélten ist empfehlens-

wert:

Einleitung mit Darstellung der Rechtsgrundlagen, der nationalen Risiko-
analyse sowie ggf. senstigen—relevahten—Berichtensonstiger relevanter
Berichte (z.B. Typologiepapiere),

Beschreibung der Kanzlei- und Mitarbeiterstruktur (Umsatz, Anzahl der
Berufstrager und Mitarbeiter, Rechtsform, Niederlassungen/Standorte)

einschlieB3lich Organisations- und SchulungsmafRhahmen im Hinblick auf
geldwascherelevante Sachverhalte,

Darstellung der Mandats- und Mandantenstruktur (Privat- bzw. Unterneh-
mensmandanten, UnternehmensgrofRe, Anteil der Mandanten aus dem
Ausland, bestimmte Branchen), nebst Kategorisierung in Risikogruppen
(z.B. Treuhandmandate, politisch exponierte Personen, Mandanten aus
Staaten ohne vergleichbare Standards zur Geldwaschepravention bzw.
mit hoher Korruptionsrate, Mandanten aus bargeldintensiven Branchen,
Mandanten aus Branchen mit hohem Geldwéascherisiko, komplexe Unter-
nehmensstrukturen mit einer Vielzahl wirtschaftlich Berechtigter), und Be-
wertung der identifizierten Risiken anhand der vom Gesetzgeber in 88 14,
15 GwG und den Anlagen 1 und 2 zum GwG definierten Risikoklassen
(z.B. dreistufig ,hoch®, ,mittel“, ,gering"),

Ableitung der fur erforderlich gehaltenen Grundséatze, Verfahren und Kon-
trollen zur Vermeidung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung ein-
schlieRlich der Uberpriifung, ob die bereits bestehenden Systeme die
identifizierten Risiken abdecken oder Optimierungen vorzunehmen oder
zusatzliche Maflinahmen zu treffen sind. Dabei sollten auch Verfahren und
Kontrollen abgeleitet werden, die ein sofortiges Erkennen ermdglichen,
wenn ein Mandat angetragen wird, das mit einem erhéhten Risiko von der
Risikoanalyse abweicht.

7287 Viele Rechtsanwaltskammern haben Muster-Risikoanalysen auf ihren Internet-

Seiten veroffentlicht, die die entsprechenden Anforderungen an eine derartige

Analyse veranschaulichen.
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2. Interne Sicherungsmaflnahmen

a) Grundsatz

7288 Rechtsanwaélte missen angemessene geschéfts- und kundenbezogene interne
Sicherungsmafinahmen zur Steuerung und Minderung der Risiken von Geld-
wasche und Terrorismusfinanzierung in Form von Grundséatzen, Verfahren und
Kontrollen schaffen, deren Funktionsfahigkeit tberwachen und bei Bedarf — ins-
besondere wenn die Risikoanalyse dies erfordert — aktualisieren (8 6 Abs. 1
GwG). Falls der Rechtsanwalt seine berufliche Tatigkeit als Angestellter eines
Rechtsanwalts, einer Sozietdt oder einer anderen Berufsausiibungsgemein-
schaft ausibt, obliegt die Verpflichtung, interne Sicherungsmalinahmen zu
schaffen, gemal § 6 Abs. 3 GwG dem Arbeitgeber (Kanzlei), beim Syndikus-
rechtsanwalt dem Unternehmen, mit dem der Syndikusrechtsanwalt seinen Ar-
beitsvertrag abgeschlossen hat, und zwar unabhangig davon, ob dieses Unter-
nehmen selbst Verpflichteter nach dem GwG ist oder nicht. Mangels sachlicher
Zusténdigkeit hat die Rechtsanwaltskammer keine Prifungskompetenz hin-
sichtlich der Erfullung der Pflicht zu internen Sicherungsmafinahmen bei nicht-
anwaltlichen Arbeitgebern.

7389 Die Rechtsanwaltskammer ist gemaf § 6 Abs. 9 GwG ermachtigt, anzuordnen,
dass auf einzelne Verpflichtete oder Gruppen von Verpflichteten wegen der Art
der von diesen betriebenen Geschafte und wegen der Grol3e des Geschéftsbe-
triebs unter Berticksichtigung der Risiken in Bezug auf Geldwésche oder Terro-
rismusfinanzierung die Vorschriften derAbsatze-des 8§ 6 Abs. 1 bis 6 GwG risi-
koangemessen anzuwenden sind. Die bei der Bundesrechtsanwaltskammer
gebildete Arbeitsgruppe Geldwascheaufsicht hat bislang keine diesbezlgliche
Empfehlung an die Rechtsanwaltskammern gerichtet. Bitte prifen Sie gleich-
wohl die entsprechenden amtlichen Bekanntmachungen der fir Sie zustandi-
gen Rechtsanwaltskammer.

7490 Zu beachten ist, dass nur ,Verpflichtete® interne SicherungsmalRnahmen ergrei-
fen mussen, also nur bzw. erst dann, wenn sie Tatigkeiten i.S.v. 8 2 Abs. 1 Nr.
10 GwG ausiben. Bei beispielsweise rein verwaltungs- oder arbeitsrechtlich
ausgerichtete Kanzleien besteht daher von vornherein keine Pflicht zu internen
Sicherungsmaf3nahmen, soweit sie bzw. deren Angehdérige nicht Tatigkeiten
I.S.v. 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG durchfiihren.

39

Stand: 03.03.2021



Rechtsanwaltskammer Dusseldorf
Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts

b)  Fallgruppen interner SicherungsmafRnahmen

Nach § 6 Abs. 2 GwG sind die folgenden internen Sicherungsmaflnahmen zu
treffen:

aa) Ausarbeitung von internen Grundsatzen, Verfahren und Kontrollen

7591 Hier kommen folgende MafRnahmen in Betracht, deren konkreter Umfang und

konkrete Ausgestaltung vom Ergebnis der vorgenommenen Risikobewertung
abhangig ist:

e Erstellung einer kanzleiinternen Richtlinie zur Umsetzung der Pflichten nach
dem GwG,

e Herausgabe von Organisations- und Handlungsanweisungen, Merkblattern
und Checklisten an die Mitarbeiter (z. B. zum Umgang mit Verdachtsfallen),

e Einfiihrung von (ggf. IT-gestitzten) Uberwachungs- und Monitoring-Systemen
zur Ermittlung von geldwascherelevanten Sachverhalten und Auffalligkeiten,

e Durchfiihrung von internen Kontrollen beziglich der Einhaltung der geldwa-
scherechtlichen Vorschriften.

bb) Bestellung eines Geldwéaschebeauftragten und seines Stellvertreters

Rechtsanwalte sind grundsatzlich nicht verpflichtet, einen Geldwéschebe-
auftragten zu bestellen, da § 7 Abs. 1 GwG auf Rechtsanwaélte keine An-
wendung findet. Allerdings kann die Rechtsanwaltskammer als zustén-
dige Aufsichtsbehorde die Bestellung eines Geldwéaschebeauftragten an-
ordnen, wenn sie dies fir angemessen erachtet (8§ 7 Abs. 3 Satz 1 GwG).
Die bei der Bundesrechtsanwaltskammer gebildete Arbeitsgruppe Geld-
wascheaufsicht hat den Rechtsanwaltskammern insoweit empfohlen, ent-
sprechende Anordnungen zu erlassen, wonach Rechtsanwalte einen
Geldwaschebeauftragten sowie einen Stellvertreter zu bestellen haben,
wenn in der eigenen Praxis mehr als insgesamt 30 Berufsangehdrige
oder Angehdrige sozietatsfahiger Berufe gemall § 59a BRAO tatig sind.
Bitte prufen Sie die amtlichen Bekanntmachungen der fur Sie zustandigen
Rechtsanwaltskammer.

7692 Bei groReren Einheiten besteht aufgrund des erhdhten Risikos von Informati-
onsverlusten und -defiziten aufgrund einer arbeitsteiligen und zergliederten
Struktur und der Anonymisierung innerbetrieblicher Prozesse ein besonderes
Bedurfnis fur die Bestellung eines Geldwaschebeauftragten, der als Ansprech-
partner fur die Mitarbeiter sowie fir die zustandigen Behorden zur Verfigung
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steht- (8 7 Abs. 5 Satz 2 GwG). Die Pflicht zur Auskunftserteilung gegeniber
der Kammer nach 8 52 GwG verbleibt dennoch beim Verpflichteten. Der Geld-
waschebeauftragte kann selbst Berufstrager oder ein richt-anwaltlichernichtan-
waltlicher Mitarbeiter sein- (8 7 Abs. 1 Satz 3 GwG). Ein Gesellschafter (bei
einer BGB- oder Partnerschaftsgesellschaft) oder Vorstand bzw. Geschéftsfih-
rer (bei einer Rechtsanwalts-AG bzw. -GmbH) kann nur dann Geldwéaschebe-

auftragter sein, wenn er nicht mit der operativen Geschaftsfiihrung betraut ist.

7793 Die Bestellung und Entpflichtung der Person des Geldwaschebeauftragten und
seines/seinerStellvertreter(s) Stellvertreters sind der Rechtsanwaltskammer
gem. 8 7 Abs. 4 Satz 1 GwG unter Angabe des jeweiligen Datums vorab anzu-
zeigen. Die Rechtsanwaltskammer behélt sich vor, auf Grundlage von § 7 Abs.
4 Satz 2 GwG Angaben Uber die Qualifikation des entsprechenden Mitarbeiters
(z.B. Ubersicht tber den beruflichen Werdegang, Nachweise lber die Teil-

nahme an geldwascherechtlichen Schulungsveranstaltungen etc.) sowie seine
Zuverlassigkeit (z.B. in Form von Auskinften aus dem Bundeszentralregister
oder ggf. auch aus dem Gewerbezentralregister) nachzufordern. Der Verpflich-
tete muss sicherstellen, dass die Bestellung einer Person zum Geldwaschebe-
auftragten oder zu seinem Stellvertreter auf Verlangen der Rechtsanwaltskam-
mer widerrufen werden kann, wenn die Person aus Sicht der Rechtsanwalts-
kammer nicht die erforderliche Qualifikation oder Zuverlassigkeit aufweist.

cc) Schaffung und Fortentwicklung geeigneter Malinahmen zur Verhinderung des
Missbrauchs von neuen Produkten und Technologien.

7894 Diese Pflicht hat aktuell wenig praktische Relevanz fiur Rechtsanwalte; es ist
aber bspw. sicherzustellen, dass neue Technologien, die eine Anonymisierung
des Mandanten begrinden bzw. begilnstigen, im Rahmen der Mandantenbe-

ziehung nicht genutzt werden.

dd) Uberpriifung der Mitarbeiter auf inre Zuverlassigkeit

MalRnahmen zur Prifung der Zuverlassigkeit der Beschaftigten zu schaffen. Der
Begriff der Zuverlassigkeit der Beschaftigten wird in 8§ 1 Abs. 20 GwG definiert.
Die geldwascherechtliche Zuverlassigkeit eines Beschaftigten liegt danach vor,
wenn der Beschaftigte die Gewahr dafur bietet, dass er

7995 Nach 8§ 6 Abs. 2 Nr. 5 GwG haben die Verpflichteten geeignete risikoorientierte
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o die im GwG geregelten Pflichten sowie sonstige geldwascherechtliche Pflich-
ten und die beim Verpflichteten eingeflihrten Strategien, Kontrollen und Ver-
fahren zur Verhinderung von Geldwasche und von Terrorismusfinanzierung
sorgféltig beachtet,

e Tatsachen nach § 43 Abs. 1 GwG dem Vorgesetzten oder dem Geldwasche-
beauftragten, sofern ein solcher bestellt ist, meldet und

¢ sich weder aktiv noch passiv an zweifelhaften Transaktionen oder Geschéfts-
beziehungen beteiligt.

2006 Die Verpflichtung zur Uberprufung der Zuverlassigkeit erfasst nur solche Mitar-

beiter, die aufgrund ihrer Tatigkeit mit Sachverhalten in Beriihrung kommen, die
der Geldwésche oder der Terrorismusfinanzierung Vorschub leisten konnen.

2197 Im Allgemeinen wird es ausreichen, die Zuverlassigkeit der betroffenen Mitar-
beiter im Rahmen der Einstellung zu Uberprifen und diese auf risikoorientierter
Grundlage in die laufende Personalbeurteilung einzubeziehen. Die erstmalige
Uberpriifung kann z.B. bestehen aus der Priifung der Plausibilitat der Bewer-
berangaben anhand eingereichter Unterlagen, der Vorlage eines polizeilichen
Fuhrungszeugnisses oder ggf. der Prifung der Vermogensverhaltnisse. Erfor-
derlich ist eine vorausgehende Verifizierung des Mitarbeiters anhand eines Aus-
weisdokuments, um Identitatsdiebstahl auszuschlieRen. Bei der Einstellung von
Rechtsanwdlten kann auf die Vorlage eines Fihrungszeugnisses verzichtet
werden, da die Rechtsanwaltskammer im Rahmen der Zulassung einen Auszug
aus dem Bundeszentralregister einholt und relevante Straftaten den Entzug der
Zulassung zur Folge haben. Es besteht keine anlassunabhéngige Nachfor-
schungspflicht seitens des Verpflichteten. Malinahmen, die aus arbeits- oder
datenschutzrechtlichen Griinden als unzuléssig anzusehen sind, kommen auch
im Rahmen von 8§ 6 Abs. 2 Nr. 5 GwG nicht in Betracht.

8208 Werden wahrend des Beschéftigungsverhaltnisses auf Tatsachen beruhende
Anhaltspunkte bekannt, die geeignet sind, die Zuverlassigkeit eines Mitarbeiters
in Frage zu stellen, ist dessen Zuverlassigkeit dezidiert und ggf. engmaschig zu
prifen. Anhaltspunkte kénnten sich z.B. aus den folgenden Feststellungen er-
geben:

¢ Ein Mitarbeiter begeht einschlagige Straftaten.

¢ Ein Mitarbeiter verletzt beharrlich geldwascherechtliche Pflichten oder interne
Anweisungen/Richtlinien.
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e Ein Mitarbeiter unterlasst die Meldung von Tatsachen im Sinne des
8 43 Abs. 1 GwG.

¢ Ein Mitarbeiter beteiligt sich an zweifelhaften Transaktionen oder Geschéften.

e Gegen einen Mitarbeiter werden Zwangsvollstreckungsmalinahmen (z.B.
Pfandungen durch den Gerichtsvollzieher) bekannt.

e Ein Mitarbeiter verwaltet Geschéaftsunterlagen quasi privat.

¢ Ein Mitarbeiter arbeitet haufig auRerhalb der Ublichen Arbeitszeiten allein im
Biro, soweit das fir die konkrete Position auf3ergewdhnlich ist.

e Ein Mitarbeiter nimmt haufig und ohne ersichtlichen Grund Unterlagen mit
nach Hause.

ee) Erstmalige und laufende Unterrichtung der Mitarbeiter in Bezug auf Typologien
und aktuelle Methoden der Geldwasche

8399 Eine Schulungspflicht ist lediglich gegeniiber denjenigen Mitarbeitern der beruf-
lichen Einheit anzunehmen, die regelméaRigen Mandantenkontakt haben und in
potenziell geldwascherelevanten Geschéaftsbereichen tatig sind (z. B. Rechts-
anwalte, Sachbearbeiter, Buchhaltung).. Von Schulungen fiir Sekretariate/As-
sistenzen kann abgesehen werden, soweit sie nicht in geldwéascherelevante
Vorgénge einbezogen sind. In welchem zeitlichen und inhaltlichen Umfang die
erfassten Beschaftigten zu schulen sind, hangt von ihrer Tatigkeit in der beruf-
lichen Einheit und vom Risikoprofil der Kanzlei ab. In der Wahl der Form der
durchzufilhrenden SchulungsmalRnahmen ist der Verpflichtete frei. So kann die
Unterrichtungspflicht z. B. auch durch die Ubergabe von geeigneten schriftli-
chen Schulungsunterlagen und Merkblattern sowie durch das Absolvieren ge-
eigneter E-Learning-Programme erflllt werden.

84100 Informationen und Hinweisblatter zu Typologien und aktuellen Methoden der
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung kénnen etwa im geschitzten Inter-
netbereich fur Verpflichtete der Zentralstelle fur Finanztransaktionsuntersu-
chungen (FIU) eingesehen werden. Die Zugangsdaten hierzu stellt die FIU Ver-
pflichteten nach deren Registrierung im Online-Meldeportal unter ,https://go-
aml.fiu.bund.de’ zur Verfiigung. Weitere (englischsprachige) Informationen fin-
den sich auf der Internetseite der Financial Action Task Force (FATF) unter
https:/iwww.fatf-gafi.org".
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ff) _ Uberprufung der kanzleiinternen Grundsatze und Verfahren durch eine
unabhangige Prifung

85101 Entsprechend dem risikobasierten Ansatz besteht diese Prifungspflicht nur, so-
weit sie angesichts der Art und des Umfangs der Geschaftstatigkeit angemes-
sen ist. Sie kann durch eine Innenrevision, aber auch durch sonstige interne
oder externe Priifungen erfolgen. Uber die Priifung ist ein schriftlicher Bericht
anzufertigen, der zumindest eine Darstellung des Priifungsgegenstandes und
der Prifungsfeststellungen einschlielich der empfohlenen MaRnahmen zur
Behebung etwaiger Mangel enthalten sollte. Insbesondere muss darin beurteilt
werden, ob die zur Bekampfung der Geldwasche und Terrorismusfinanzierung
vom Verpflichteten getroffenen Sicherungsmafinahmen angemessen, funkti-
onsfahig, aktuell und wirksam sind und der Geldwaschebeauftragte den ihm
zugewiesenen Aufgaben nachgekommen ist. Diese Beurteilung hat sich auf
eine den gesamten Pflichtenkatalog des GwG umfassende Prifung zu stitzen,
die sich nach dem Ermessen des Prifers auf eine Prifung einer Stichprobe
beschranken kann. Die verwendeten Stichproben miissen in einem angemes-
senen Verhaltnis zur Gesamtzahl derjenigen Geschaftsvorfalle stehen, die der
jeweils gepriften geldwascherechtlichen Pflicht unterliegen und die gem. § 8
GwG aufgezeichnet worden sind. Das Verhdltnis des Stichprobenumfangs zur
Grundgesamtheit der gepruften Geschaftsvorfélle ist im Prufungsbericht (ggf.
naherungsweise) anzugeben.

aq) _Einrichtung eines kanzleiinternen Hinweisgebersystems

86102 Nach § 6 Abs. 5 GwG miissen Mitarbeiter und Personen in einer vergleichbaren
Position die Méglichkeit haben, unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identi-
tat, tatsachliche oder mogliche VerstolRe gegen geldwéascherechtliche Vor-
schriften an eine kanzleiinterne Person zu melden. Die Vorschrift erganzt die
auf Behdrdenebene einzurichtende Stelle fur Hinweisgeber (,Whistleblower*)
nach 8 53 GwG um eine Mdglichkeit fir die Beschéftigten der Verpflichteten,
Verstolie gegen geldwascherechtliche Vorschriften melden zu kénnen. ,Wah-
rung der Vertraulichkeit* bedeutet nicht Anonymitat. Die empfangende Person
kann auch der Geldwaschebeauftragte oder sein Stellvertreter sein oder das fur
die Risikoanalyse verantwortliche ,Mitglied der Flihrungsebene, etwa Gesell-
schafter oder die Buroleitung (Office Management). Es bleibt den Verpflichteten
selbst Uberlassen, wie die Vertraulichkeit der betroffenen Mitarbeiter
sichergestellt wird. Bei ,Personen in einer vergleichbaren Position* zu Mitarbei-
tern handelt es sich um Personen, die im Rahmen der Geschaftstatigkeit des
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Verpflichteten fir diesen tatig sind, jedoch nicht in einem Beschéftigungsver-
haltnis zum Verpflichteten stehen (z.B. freiberuflich Tatige oder Leiharbeits-
krafte).

87103 Auch wenn § 6 Abs. 3 GwG, der die Schaffung interner SicherungsmafRnahmen
auf den Arbeitgeber delegiert, Absatz 5 nicht in Bezug nimmt, ist es zweckma-
Big, das interne Hinweisgebersystem auf Kanzlei- bzw. Unternehmensebene zu
installieren und nicht jeden verpflichteten Rechtsanwalt sein eigenes internes
Hinweisgebersystem einrichten zu lassen.

hh)  Auskunft zur Identitdt der Mandanten und zur Art der Geschéftsbeziehung

88104 Nach § 6 Abs. 6 Satz 1 GwG sind Vorkehrungen zu treffen, um auf Anfrage der
Zentralstelle fur Finanztransaktionsuntersuchungen oder der Rechtsanwalts-
kammer als Aufsichtsbehtrde Auskunft dartiber zu geben, ob in den letzten funf
Jahren mit einer bestimmten Person eine Mandatsbeziehung unterhalten wurde
und welcher Art diese Mandatsbeziehung war. Diese Auskunft darf aufgrund
der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht allerdings in der Regel verweigert
werden, es sei denn der Rechtsanwalt weil3 positiv, dass der betreffende Man-
dant das Mandatsverhéltnis fir Zwecke der Geldwasche oder Terrorismusfinan-
zierung genutzt hat oder nutzt (8 6 Abs. 6 Satz 4 GwG).

C) Durchfiihrung interner Sicherungsmaf3nahmen durch Dritte

89105 Die internen SicherungsmalRhahmen dirfen nach vorheriger Anzeige an die
Rechtsanwaltskammer geman 8§ 6 Abs. 7GwG-auch-aufeinen-externenBienst-
leisterausgelagertwerden.7 GwWG auch vertraglich auf einen Dritten Ubertragen
werden (z.B. Auslagerung auf einen externen Dienstleister). Auch die Abgabe
von Verdachtsmeldungen nach 8 43 Abs. 1 GwG kann so gemal 8§ 45 Abs. 4
GwG in entsprechender Anwendung des 8 6 Abs. 7 GwG auf einen Dritten (z.B.

den externen Geldwaschebeauftragten) tUbertragen werden (hierzu weiter bei

Rn. 156 f.). Die Anzeige muss mindestens zwei Wochen vor Beginn der geplan-
ten Auslagerung unter Beachtung der Darlegungsgrundsétze in § 6 Abs. 7 Satz
3 GwG abgegeben werden. In der Anzeige ist das Datum der Auslagerung so-
wie die vollstdndige Bezeichnung des Auslagerungsunternehmens anzugeben.
Zur Auslagerung der internen Sicherungsmafinahmen zahlt auch die Auslage-
rung der Funktion des Geldwaschebeauftragten oder dessen Stellvertreter. In
diesem Fall ist neben der Bezeichnung des Auslagerungsunternehmens auch
die Person des Geldwéaschebeauftragten bzw. dessen Stellvertreter anzuzeigen

(vgk—2-b)-bb))-sieche Rn. 94). Auch in diesem Fall verbleibt die Verantwortung
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fur die Erfullung der internen Sicherungsmafinahmen jedoch beim Rechtsan-
walt (8 6 Abs. 7 Satz 4 GwG).

Verantwortlichkeit fir das Risikomanagement

90106 Gemal § 4 Abs. 3 GwG ist fur das Risikomanagement sowie fur die Einhaltung

der geldwascherechtlichen Bestimmungen im GwG und anderen Gesetzen so-
wie in den aufgrund des GwG und anderer Gesetze ergangenen Rechtsverord-
nungen ,ein zu benennendes Mitglied der Leitungsebene" verantwortlich. So-
wohl Risikoanalyse, als auch interne SicherungsmalRnahmen bedurfen nach §
4 Abs. 3 Satz 2 GwG der Genehmigung dieses Mitglieds.

91107 Rechtsanwalte sind nach Maf3gabe von § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG stets nur selbst

als naturliche Personen Verpflichtete. Zusammenschlisse von Verpflichteten,
wie etwa Anwaltssozietaten, Rechtsanwaltsgesellschaften oder andere anwalt-
liche Berufsaustibungsgemeinschaften, in denen eine ,Leitungsebene” einge-
richtet sein kann, nimmt das GwG — mit Ausnahme von 8 6 Abs. 3 GwG hin-
sichtlich interner Sicherungsmaflinahmen — nicht in Bezug. Dementsprechend
l[Auft die Zuweisung der Verantwortlichkeit durch § 4 Abs. 3 GwG im Hinblick
auf Rechtsanwalte leer, weil die Verpflichtung zum Risikomanagement nach 8
4 Abs. 2 GwG (Risikoanalyse und interne Sicherungsmalnahmen, letzteres
vorbehaltlich § 6 Abs. 3 GwG) beim einzelnen Verpflichteten verbleibt.

H—iordeoehismeldinoon

V.

1.

Meldepflicht und-Ausnahmevon Verpflichteten

Meldepflicht nach § 43 Abs. 1 GwG (Grundsatz)

92108 Verpflichtete sind grundséatzlich zur Erstattung einer VerdachtsmeldunrgMel-

dung verpflichtet, wenn Tatsachen vorliegen, die darauf hindeuten, dass ein
Vermobgensgegenstand, der mit einer Geschaftsbeziehung oder einer Franska-
tienTransaktion im Zusammenhang steht, aus einer strafbaren Handlung
stammt, die eine Vortat der Geldwésche gemal § 261 Abs. 1 Satz 2 StGB dar-
stellen konnte (8 43 Abs. 1 Nr. 1 GwG), oder ein Geschaftsvorfall, eine Trans-
aktion oder ein Vermdgensgegenstand im Zusammenhang mit Terrorismusfi-
nanzierung steht (§ 43 Abs. 1 Nr. 2 GwG) oder — wie bereits erwahnt — der Man-
dant seine Pflicht gegentber dem Rechtsanwalt offenzulegen, ob er die Man-
datsbeziehung oder die Transaktion flr einen wirtschaftlich Berechtigten be-
grinden, fortsetzen oder durchfiihren will, nicht erfiillt hat. Von der Meldepflicht
werden auch nachtragliche Erkenntnisse erfasst; erhalt der Verpflichtete im
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Nachhinein im Rahmen einer eigenen oder von Aufsichts- oder Strafverfol-
gungsbehdrden initiierten Recherche Kenntnis von Tatsachen im Sinne von §
43 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 GwG, muss er die Meldung unverziglich danach
vornehmen.

93109 Die Pflicht zur MerdachtsmeldunrgMeldung setzt nicht voraus, dass hinsichtlich
des Vorliegens einer Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung ein strafrecht-
licher Anfangsverdacht gegeben ist. Es ist nicht Aufgabe des Verpflichteten, die
rechtlichen Voraussetzungen einer Geldwaschestraftat oder einer Terrorismus-
finanzierung im Einzelnen zu prifen und eine detaillierte rechtliche Subsumtion
des Sachverhalts unter die entsprechenden Straftatbestidnde vorzunehmen. Es
muss auch keine Gewissheit tiber den Bezug einer Transaktion oder Geschafts-
beziehung zu einer Geldwasche, einer entsprechenden konkreten Vortat der
Geldwésche oder zu einer Terrorismusfinanzierung bestehen.

2. Ausnahme von der Meldepflicht bei anwaltlicher Schweigepflicht (8§ 43 Abs. 2
GwG)

110 Eine Pflicht zur Verdachtsmeldung besteht fir Rechtsanwaélte indes nicht, wenn
sich der meldepflichtige Sachverhalt auf Informationen bezieht, die der Rechts-
anwalt im Rahmen von Tatigkeiten der Rechtsberatung oder Prozessvertretung
erhalten hat (8 43 Abs. 2 Satz 1 GwG). Mit dieser Ausnahme von der Melde-
pflicht will der Gesetzgeber dem rechtlich besonders geschiitzten und fur eine
effektive Berufsauslbung unverzichtbaren Vertrauensverhéltnis zwischen Be-
rater und Mandant Rechnung tragen.

3. Rickausnahmen von der anwaltlichen Schweigepflicht

Von dieser Ausnahme macht das Gesetz indes wiederum eie-Ausnahme-Aus-
nahmen:

a) Gewissheitsmeldepflicht nach § 43 Abs. 2 Satz 2 GwG

94111 Die Anzeigepflicht des Rechtsanwalts besteht, wenn er positiv weil3, dass der
Mandant das Mandatsverhaltnis fir den Zweck der Geldwéasche, der Terroris-
musfinanzierung oder — an dieser Stelle sehr weitgehend — einer anderen
Straftat nutzt oder genutzt hat. Wenn der Mandant also seinen Rechtsanwalt
bittet, das aus einem Raub erlangte Geld gewinnbringend zu investieren, muss
der Rechtsanwalt nicht nur das Mandat ablehnen oder beenden, sondern auch
eine Geldwascheverdachtsanzeige erstatten.
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b) Verdachtsmeldepflicht bei bestimmten Immobiliengeschéften nach 8 43 Abs. 2
Satz 2, Abs. 6 und der GwGMeldV-Immobilien

95112 Eine absolute Durchbrechung der Schweigepflicht im Sinne von § 2 Abs. 3
BORA sieht - vorbehaltlich verfassungsrechtlicher Wirdigung - auch der mit
Wirkung abzum 01.01.2020 neu eingefugte § 43 Abs. 6 GwG vor. Nach dieser
Vorschrift kann das Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung
Sachverhalte bei Erwerbsvorgéngen nach § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes
bestimmen, die von verpflichteten Rechtsanwélten (und Angehdrigen anderer

Vertrauensberufe) stets zu melden sind. Eire-entsprechende-\ererdnung-des

A
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solche ist nun mit Wirkung zum 01.10.2020 in Gestalt der Verordnung zu den
nach dem Geldwéaschegesetz meldepflichtigen Sachverhalten im Immobilien-
bereich (GwGMeldV-Immobilien) in Kraft getreten.

113 Die auf dieser Grundlage erlassene Verordnung bestimmt in 88 3 bis 6 zu mel-
dende Sachverhalte bei Immobilien-Erwerbsvorgédngen nach 8§ 1 GrEStG, be-
grindet allerdings keine eigensténdigen Pflichten zur Ermittlung von Tat-
sachen, die eine Meldepflicht begriinden kénnen (8 1 Satz 2 GwGMeldV-

Immobilien).

114 Die Pflicht zur Abgabe einer Verdachtsmeldung besteht bei Vorliegen der
Voraussetzungen eines Meldesachverhalts nach dem Inhalt der Verordnungs-
begrindung (Bundesanzeiger, Bekanntmachung vom 01.09.2020, Seite 5)
nach den 88 3 bis 6 wahrend der Vorbereitung des Erwerbsvorgangs ungeach-
tet der Mdglichkeit, dass die Voraussetzungen zum Zeitpunkt des spateren Ver-
tragsabschlusses, der spateren Beurkundung oder Durchfiihrung des Immobi-
lienerwerbs nicht mehr vorliegen kdnnten. Eine Pflicht zur Meldung besteht bei
einem Tatigwerden des Verpflichteten im Rahmen der Vorbereitung des Er-
werbsvorgangs allerdings nicht, wenn meldepflichtige Gestaltungsvorschléage
lediglich_erwogen, aber letztlich bereits in diesem Stadium wieder verworfen

werden.

aa) Bezuqg zu Risikostaaten (8 3 Abs. 1 und 2 GwGMeldV-Immobilien)

115 Angehdrige rechtsberatender Berufe haben zu melden, wenn ein_an dem
Erwerbsvorgang Beteiligter (der Vertragspartner des Verpflichteten, die Ver-
tragsparteien des Erwerbsvorgangs, die fur diese auftretenden Personen) oder
ein_wirtschaftlich Berechtigter in_einem Risikostaat ansassig ist oder _einen
gleichermalR3en engen Bezug zu einem Risikostaat aufweist. Die Meldepflicht ist
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ebenfalls einschlagig, wenn ein Geschaftsgegenstand oder ein Bankkonto, das
im Rahmen des Rechtsgeschéfts eingesetzt werden soll, einen engen Bezug
Zu einem Risikostaat aufweist. Als Risikostaaten definiert die Verordnung die
von der Europédischen Kommission als Drittstaaten mit hohem Risiko ermittelten
Staaten. Zudem umfasst sie sonstige Staaten, die in den jeweils aktuellen In-
formationsberichten der Financial Action Task Force (FATF) als ,Staat mit stra-
tegischen Mangeln” eingestuft werden.®

116 Ob der Bezug gleichermalRen eng ist, beurteilt sich nach dem Inhalt der Verord-
nungsbegrindung (Bundesanzeiger a.a.0., S. 5) anhand einer Gesamtschau
der bestehenden Ankniipfungspunkte zu einem Risikostaat. Der gleichermal3en
enge Bezug setze typischerweise ein kumulatives Vorliegen mehrerer Anknip-
fungspunkte an einen Risikostaat voraus. Mdgliche Ankniipfungspunkte kénnen
hierbei die Staatsangehdrigkeit eines Risikostaates und regelmaiige oder hdu-
fige Aufenthalte eines am Erwerbsvorgang Beteiligten, eines wirtschaftlich Be-
rechtigten oder eines Mitglieds der Geschaftsleitung in einem Risikostaat sein.
Ein_moglicher Anknipfungspunkt kénne auch sein, dass ein an dem Erwerbs-
vorgang Beteiligter oder ein wirtschaftlich Berechtigter einen Familienangehoéri-
gen (8 1 Abs. 13 GwG) oder eine bekanntermalRen nahestehende Person (8 1
Abs. 14 GwG) in einem Risikostaat nach Nr. 1 oder 2 hat und sich regelmafig
in diesem Risikostaat aufhalt. Ein gleichermaf3en enger Bezug kénne auch an-
zunehmen sein, wenn ein am Erwerbsvorgang Beteiligter oder ein wirtschaftlich
Berechtigter in einem Risikostaat hach 8 3 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 unmittelbar
oder mittelbar wirtschatftlich aktiv ist oder geschaftliche Beziehungen dorthin un-
terhalt und sich regelmaRig in diesem Staat aufhalt.

117 Nach Abs. 2 bestehe nach dem Inhalt der Verordnungsbegriindung (Bundes-
anzeiger a.a.0., S. 6) eine Meldepflicht, wenn die Transaktion Uber den
Geschaftsgegenstand oder ein Bankkonto einen Bezug zu einem Risikostaat
aufweist. Ein Bankkonto weise in der Regel einen Bezug zu einem Risikostaat
auf, wenn die kontofilhrende Bank in einem Risikostaat ansassiq ist. Dies um-
fasse das Bankkonto, von dem die Kaufpreiszahlung erfolgt, wie auch das
Bankkonto, auf das der Kaufpreis gezahlt wird. Hierbei kénne es sich auch um
das zur Finanzierung genutzte Bankkonto handeln. Gehe also beispielsweise

5 Nach § 3 Absatz 4 GwGMeldV-Immobilien stellt die FIU den Verpflichteten auf ihrer Internetseite eine Liste der nach Absatz
1 Nummer 2 einschlagigen Risikostaaten in deutscher Ubersetzung sowie Informationen zu den nach Absatz 3 zu beriick-
sichtigenden Personen zur Verfiilgung. Siehe hierzu die aktuelle Ubersicht der Zentralstelle fiir Finanztransaktionsuntersu-
chungen (FIV): https://www.zoll.de/DE/FIU/Fachliche-Informationen/Drittlaender/drittlaender _node.html
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ein Darlehensbetrag zur Finanzierung eines Immobilienkaufes von einem Konto

in einem Risikostaat auf das Treuhandkonto eines Notars ein, So sei ein enger

Bezug zu bejahen. Ein enger Bezug des Geschéftsgegenstandes im Sinne des

8§ 2 Nr. 4 zu einem Risikostaat sei bei Asset Deals reqgelmafRig aufgrund dessen

Belegenheit auf deutschem Territorium ausgeschlossen. Im Rahmen von Share

Deals sei ein enger Bezug des Geschaftsgegenstandes zu einem Risikostaat

insbesondere anzunehmen, wenn ein wirtschaftlich Berechtigter oder ein Mit-

glied der Geschaftsleitung in einem Risikostaat ansassiq ist.

,Sanktionslisten-Treffer" (8 3 Abs. 3 GwGMeldV-Immobilien)

118

Auch meldepflichtig sind Erwerbsvorgdnge mit Beteiligten oder wirtschaftlich

cc)

Berechtigten, die nach EU-Recht sanktionsgelistet sind (8 3 Abs. 3 Nr. 1 GwG-
MeldV-Immobilien). Die Personen werden zusammengefasst in der ,European

Union Consolidated Financial Sanctions List". Eine Suche in dieser Liste ist

zum Beispiel Uber die vom Land Nordrhein-Westfalen betriebene Internetseite

https://www.finanz-sanktionsliste.de _mdglich. Die gleiche Meldepflicht besteht

auch fur Personen, die bereits von den Vereinten Nationen gelistet wurden und

vor _einer Umsetzung auf EU-Ebene durch eine nationale Umsetzungsmafi-

nahme im Wege einer im Bundesanzeiger veroffentlichten Allgemeinverfiigung

zur Beschrankung des Kapital- und Zahlungsverkehrs erfasst sind (8 3 Abs. 3
Nr. 2 GwGMeldV-Immobilien).

Auffalligkeiten im Zusammenhang mit den beteiligten Personen oder dem wirt-

119

schaftlich Berechtigten (§ 4 GwGMeldV-Immobilien)

Meldepflichten bestehen nach § 4 Abs. 1 GwGMeldV-Immobilien auch, wenn

an dem Erwerbsvorgang Beteiligte ihre geldwascherechtlichen Auskunfts- und
Nachweispflichten (8 11 Abs. 6 Satz 3 und 4 GwG) verletzen. Dies liegt auch
vor, wenn sie nicht offenlegen, ob sie fiir einen wirtschaftlich Berechtigten tatig

werden bzw. dessen Identitdt nicht nachweisen oder wenn Hinweise auf unrich-

tige oder unvollstandige Angaben zu den beteiligten Personen oder dem wiirt-
schaftlich Berechtigten bestehen (8 4 Abs. 2 GwGMeldV-Immobilien). Auch An-

6 European Union Consolidated Financial Sanctions List (Stand 25.01.2021)" https://data.europa.eu/euodp/de/data/data-

set/consolidated-list-of-persons-groups-and-entities-subject-to-eu-financial-sanctions/resource/3ald5dd6-244e-4118-82d3-

db3be0554112
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haltspunkte fiur Treuhandverhaltnisse ohne offensichtlichen wirtschaftlichen o-
der sonstigen rechtmaRigen Zweck sind meldepflichtig (8 4 Abs. 3 GwGMeldV-

Immobilien).

120 Der Vertragspartner hat nach dem Inhalt der Verordnungsbegriindung zu 8 4
Abs. 1 GwGMeldV-Immobilien (Bundesanzeiger a.a.0., Seite 6) nach § 11 Abs.
6 Satz 1 GwG an seiner Identifizierung durch den Verpflichteten mitzuwirken,

indem er die erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfigung stellt.

Bei der Identifizierung des Vertragspartners und der fir ihn auftretenden Person

handle es sich um eine allgemeine geldwascherechtliche Sorgfaltspflicht. Ver-

weigern die Beteiligten die Vorlage der fur die Identifizierung erforderlichen In-

formationen und Unterlagen, kbnne dies auf eine Verschleierung hindeuten. Die

Pflicht zur Beendigung der Geschaftsbeziehung beziehungsweise das Verbot,
die Geschaftsbeziehung fortzusetzen, § 10 Abs. 9 Satz 1 GwG, gelte nicht,

wenn Tatigkeiten der Rechtsberatung oder Prozessvertretung erbracht werden.

Die Regelung in Abs. 1 stelle sicher, dass auch in Fallen, in denen vor diesem

Hintergrund der Immobilienerwerb durchgefihrt wird, die Meldung des Sach-

verhaltes an die FIU sichergestellt ist.

121 Die Meldepflicht erfasse dariiber hinaus Fallgestaltungen, in denen aufgrund

des begrenzten personlichen Anwendungsbereichs der Meldepflicht zum

Transparenzreqgister keine Erkenntnisse zum wirtschaftlich Berechtigten vorlie-
gen (Verordnungsbeqgrindung zu § 4 Abs. 2 GwGMeldV-Immobilien).

122 Nur juristische Personen mit Sitz in Deutschland, in Deutschland eingetragene

Personengesellschaften sowie Trustees und in bestimmten Féallen auch Treu-

hénder seien dazu verpflichtet, den wirtschaftlich Berechtigten an das Transpa-
renzreqgister zu melden (vgl. 8 20 Abs.1 Satz 1, § 21 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 GwG).
Ist ein Beteiligter des Erwerbsvorgangs hiervon nicht erfasst - beispielsweise

ein Treuhander, der nicht 8 21 Abs. 2 GwG unterfallt oder bei Vorliegen einer

verdeckten Stellvertretung -, so laufe in diesen Fallen die Ermittlung des wirt-

schaftlich Berechtigten ohne Mitwirkung des Beteiligten ins Leere. Verweigere

der Beteiligte in den vorgenannten Fallen, in denen das Transparenzregister
keine Auskunft gibt, die Offenlequng nach § 11 Abs. 6 Satz 3 und 4 GwG, ob
ein Dritter der wirtschaftlich Berechtigte ist, oder die Preisgabe der Identitét des

wirtschaftlich Berechtigten, so deute dies auf die Verschleierung des wirtschaft-

lich Berechtigten hin. Deuten Tatsachen darauf hin, dass wissentlich nicht rich-

tige oder nicht vollstdndige Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten gemacht
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wurden, so sei nach der Verordnungsbegriindung eine Verschleierung des wirt-

schaftlich Berechtigten zu besorgen. Dies sei insbesondere bei sog. ,Stroh-

manngeschéaften” der Fall.

123 Unzutreffende oder unvollstandige Angaben zur Identitdt des am Erwerbsvor-

gang Beteiligten deuten ebenfalls auf eine Verschleierung hin. Es misse sich

um_konkrete Tatsachen handeln, die dem Verpflichteten nachvollziehbare

Grinde bieten, dass es sich moéglicherweise um wissentlich nicht richtige oder
nicht vollstdndige Angaben handelt. BloR3e, nicht durch konkrete Umsténde be-
legte Vermutungen oder reine denktheoretische Mdglichkeiten reichen nicht

aus. Anhaltspunkte fir eine Verschleierung des wirtschaftlich Berechtigten kén-

nen sich hierbei auch aus unklaren oder auffalligen Vollmachtsverhaltnissen er-

geben. Auf eine Verschleierung des wirtschaftlich Berechtigten kdnne beispiels-

weise hindeuten, wenn ein Bevollmachtigter aufgrund einer zumindest bezlig-

lich Immobilientransaktionen weitgehend unbeschrankten Vollmacht handelt

und die Vollmacht alter als zehn Jahre ist, die Vollmacht nicht in der Européi-

schen Union ausgestellt wurde oder die vertretene Person ihren Sitz, Wohnsitz

oder gewohnlichen Aufenthalt nicht im Inland oder in der Europaischen Union
hat. Dies kdnne darauf hindeuten, dass wirtschaftlich Berechtigter nicht der Ver-

tretene, sondern tatséachlich der fur diesen auftretende Stellvertreter ist, dieser

also im eigenen wirtschaftlichen Interesse handelt.

124 Unvollstandige Angaben kdnnen nach dem Inhalt der Verordnungsbegrindung
zu 8 4 Abs. 2 GwGMeldV-Immobilien (Bundesanzeiger, a.a.0., Seite 7) auch

anzunehmen sein, wenn eine Uber eine Treuhandschaft vermittelte wirtschaftli-

che Berechtigung nicht offengelegt und dem Verpflichteten erst spater bekannt

wird. Dies kdnne Falle betreffen, in denen die Treuhandschaft beispielsweise

erst aus weiteren Unterlagen, anhand von Erkenntnissen aus dem Transpa-

renzregister oder erst anhand der Bilanzierung beziehungsweise Auffalligkeiten

aufgrund einer nicht korrekten Bilanzierung des Treuguts erkennbar wird.

125 Geldwascherelevant kénnen nach dem Inhalt der Verordnungsbegrindung zu
§ 4 Abs. 3 GwGMeldV-Immobilien auch solche Rechtsgeschéafte sein, die nicht
mit einem Wechsel des wirtschaftlich Berechtigten einhergehen. Besonderes

Augenmerk liege daher auf treuhanderischen Rechtsgestaltungen, die ein

erhohtes Risiko der Geldwéasche bergen. Die rechtsgeschaftliche Begrindung

einer Treuhandschaft ziele in vielen Fallen darauf ab, dass die Personen, die
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wirtschaftliche Interessen am Rechtsgeschéaft haben, bewusst nicht in Erschei-

nung treten. Hierdurch kénnen die wahren wirtschaftlichen Beteiligungsverhalt-

nisse verdeckt werden.

126 Eine Meldepflicht bestehe allerdings nur, wenn das Treuhandverhaltnis keinen

offensichtlichen wirtschaftlichen oder sonstigen rechtmafRigen Zweck hat. Inso-

weit sei es nicht ausreichend, dass das Treuhandverhéaltnis in rechtmafRiger

Weise ausgestaltet ist. Das Treuhandverhéltnis misse auch einen offensichtli-

chen wirtschaftlichen oder sonstigen rechtmaiigen Zweck haben. Sei kein sol-

cher Zweck offensichtlich, stehe zu beflrchten, dass das Treuhandverhéaltnis

der Geldwésche dient. Ein offensichtlicher wirtschaftlicher oder sonstiger recht-

mafRiger Zweck kdénne insbesondere zu verneinen sein, wenn eine Treuhand-

schaft ohne schliissige Begriindung vereinbart werden soll, zum Beispiel Uber

Anwerbung durch E-Mails aus dem Ausland (klassisches Strohmanngeschéft),

wenn bei einem Treuhandverhaltnis das Kapital vom Treuhé&nder selbst einge-

bracht wird, oder wenn Treuhandschaften verkettet werden, beziehungsweise

die Akteure haufig wechseln.

127 Ermittlungs- und Strafverfahren sowie Urteile gegen an dem Erwerbsvorgang
beteiligte Personen wegen Geldwésche (8§ 261 StGB) bzw. Vortaten der Geld-
wasche (8 261 Abs. 1 Satz 2 StGB) innerhalb der letzten funf Jahre unterliegen
gemal 8§ 4 Abs. 4 GwGMeldV-Immobilien einer Meldepflicht, wenn ein Zusam-

menhang zwischen der vorgeworfenen Tat und dem Erwerbsvorgang nicht aus-

geschlossen werden kann. Hier ist darauf hinzuweisen, dass gemall § 1 Satz 2

GwGMeldV-Immobilien aber keine eigenstandige Ermittlungspflicht besteht.

128 Die Meldepflicht entfallt gemaR 8 4 Abs. 4 Satz 2 GwGMeldV-Immobilien, wenn
der Verpflichtete die beteiligte(n) Person(en) im Rahmen des Ermittlungs- oder

Strafverfahrens anwaltlich vertreten hat oder mitwirkende Person im Sinne des
§ 203 StGB ist.

dd) Grobes Missverhaltnis zwischen dem legalen Einkommen und Vermdgen eines
Beteiligten und dem Erwerbsvorgang (8 4 Abs. 5 GwGMeldV-Immobilien)

129 Der Verpflichtete hat gemal § 4 Abs. 5 GwGMeldV-Immobilien auch dann zu
melden, wenn Tatsachen darauf hindeuten, dass der Erwerbsvorgang in einem

groben Missverhéaltnis zu dem legalen Einkommen und Vermdgen eines Verau-

Rerers, Erwerbers oder wirtschaftlich Berechtigten steht.
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130 Ein grobes Missverhéltnis ist nach dem Inhalt der Verordnungsbegriindung

(Bundesanzeiger a.a.0., Seite 8) ublicherweise anzunehmen, wenn sich aus

den Einkommens- und Vermdégensverhaltnissen des Verdul3erers, des Erwer-

bers oder des wirtschaftlich Berechtigten erhebliche Zweifel ergeben, dass der

Erwerber oder der wirtschaftlich Berechtigte im erforderlichen Umfang uber le-

gale Mittel zur Finanzierung des Erwerbs verfligt oder der VeraulRerer im erfor-

derlichen Umfang Uber legale Mittel zur Finanzierung des vorhergehenden Er-

werbs verfugt hat. Dem Verpflichteten misse sich die Frage nach der Herkunft

der Mittel aufdrangen. Ein grobes Missverhéltnis sei in diesen Fallen insbeson-

dere dann anzunehmen, wenn das eingesetzte Vermoégen erkennbar nicht aus

eigener beruflicher beziehungsweise geschaftlicher Tatigkeit oder Erbschaft o-

der einer bekannten Finanzierung herriihrt. Dies kbnne zum Beispiel bei Sozi-

alleistungsbezug oder Geringverdienern der Fall sein. Ein geringfligiges Miss-

verhaltnis sei unbeachtlich. Der Verpflichtete habe Informationen uUber die Ge-

schéftstatigkeit eines Veraulerers, eines Erwerbers oder eines wirtschaftlich

Berechtigten oder uUber die Herkunft der Vermdgenswerte, die er im Rahmen
verstarkter Sorgfaltspflichten nach § 15 Abs. 4 und 5 GwG oder der Uberwa-
chungspflicht nach § 10 Abs.1 Nr. 5 GwG abhangig vom konkreten Risiko ge-

gebenenfalls beschaffen und bewerten musste, bei der Prifung nach Abs. 5 zu

beriicksichtigen. Uberwachungspflichten kénnen insbesondere Geschéftsbe-

ziehungen betreffen, wie sie bei Dauermandaten von Rechtsanwalten oder

langjahrigen Beratungsvertrdgen von Steuerberatern mit einzelnen Vertrags-
partnern bestehen.

131 Das eingesetzte Vermogen im Einzelfall betreffende Tatsachen kénnen nach

der Verordnungsbegriindung geeignet sein, die mit dem groben Missverhaltnis

zwischen den Einkommens- und Vermogensverhaltnissen eines Veraullerers,

Erwerbers oder wirtschaftlich Berechtigten und der von ihm zu erbringenden

Leistung einhergehenden Anzeichen fur einen Zusammenhang des Erwerbs-

vorgangs mit Vortaten der Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung zu ent-
kraften mit der Folge, dass nach 8§ 7 die Pflicht zur Meldung nicht besteht.

ee) Kein offensichtlich wirtschaftlicher oder sonst rechtméaRiger Zweck, weshalb die

Stellung eines wirtschaftlich Berechtigten Uber eine Gesellschaft in einem Dritt-
staat vermittelt wird (8 4 Abs. 6 GwGMeldV-Immobilien)

132 Der Verpflichtete hat nach § 4 Abs. 6 GwGMeldV-Immobilien zu melden, wenn

die Stellung als wirtschaftlich Berechtigter Uber eine Gesellschaft mit Sitz in ei-

nem Drittstaat vermittelt wird oder werden soll, der wirtschaftlich Berechtigte
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nicht in diesem Drittstaat ansassig ist und die Zwischenschaltung der Gesell-
schaft keinen offensichtlichen wirtschaftlichen oder sonstigen rechtméfRigen

Zweck hat.

133 Handelt es sich bei einem am Erwerbsvorgang Beteiligten nicht um eine natur-
liche Person, so hat der Verpflichtete nach der Verordnungsbegriindung zu 8 4
Abs. 6 GwGMeldV-Immobilien (Bundesanzeiger a.a.O., Seite 8) im Rahmen der
Identifizierung des wirtschaftlich Berechtigten die Pflicht, die Eigentums- und
Kontrollstruktur des Vertragspartners mit angemessenen Mitteln in Erfahrung
Zu bringen, 8 10 Abs. 1 Nr. 2 GwG. Geldwascherisiken seien insbesondere
dann anzunehmen, wenn die Kette zum wirtschaftlich Berechtigten in der Ei-
gentums- und Kontrollstruktur des am Erwerbsvorgang Beteiligten tber eine
Gesellschaft mit Sitz in_einem Drittstaat zum wirtschaftlich Berechtigten fihrt
und der wirtschaftlich Berechtigte nicht zugleich in diesem Drittstaat an-sassig
ist. Zur Definition des Drittstaats wird auf 8 1 Abs.17 GwG verwiesen.

134 Drittstaat ist demnach jeder Staat, der nicht Mitglied der Européischen Union ist
und nicht zum Europdaischen Wirtschaftsraum (EWR) gehdrt. GroRRbritannien gilt
bis 31.12.2020 als EU-Mitglied, zum EWR gehéren neben den EU-Mitgliedstaa-
ten auch Island, Liechtenstein und Norwegen.

135 Bezuglich der Vermittlung der Stellung als wirtschaftlich Berechtigter Uber einen
Drittstaat genugt es nach der Verordnungsbegrindung, wenn die Stellung als
wirtschaftlich Berechtigter tiber mehrere Gesellschaften vermittelt wird, nur eine
der Gesellschaften ihren Sitz in einem Drittstaat hat und der wirtschaftlich Be-
rechtigte nicht in diesem Drittstaat ansassig ist. Die Stellung als wirtschatftlich
Berechtigter musse also nicht ausschliel3lich Uber eine Gesellschaft mit Sitz im
Drittstaat vermittelt werden. Keine Meldepflicht bestehe hingegen, wenn die
Stellung als wirtschaftlich Berechtigter auch ohne die Kette Uber die Gesell-
schaft mit Sitz im Drittstaat begrindet ist. Flr die Meldepflicht nach Abs. 6 sei
es _unerheblich, in_welchem Staat der Vertragspartner seinen Sitz _hat; es
komme allein auf den Sitz der Gesellschaft innerhalb der Eigentums- und Kon-
trollstruktur des Vertragspartners an. Es sei daher unerheblich, wenn der Ver-
tragspartner seinen Sitz in einem Drittstaat hat und der wirtschaftlich Berech-
tigte nicht in diesem Drittstaat ansassiq ist. Zu prufen sei aber, ob eine Melde-
pflicht nach den Ubrigen Regelungen besteht, insbesondere nach 8§ 3.
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Auffélligkeiten im Zusammenhang mit grenziberschreitenden Steuergestaltungen

136

(8 4 Abs. 7 GwGMeldV-Immobilien)

Der Verpflichtete hat nach § 4 Abs. 7 GwGMeldV-Immobilien zu melden, wenn

137

der_Erwerbsvorgang mit_einer grenziberschreitenden Steuergestaltung im
Sinne des 8§ 138d Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) in Zusammenhang steht,
die ein Kennzeichen im Sinne des § 138e Abs. 2 Nummer 2 Buchstabe f oder
Nr. 3 der AO aufweist, und der Verpflichtete als Intermediar nach 8§ 138d Abs.
1 der AO mitteilungspflichtig ist.

Grenzuberschreitende Steuergestaltungen, die ein Kennzeichen nach § 138e

138

Abs. 2 Nr. 2 lit. f AO aufweisen, zielen nach der Verordnungsbegriindung zu
8 4 Abs. 7 GwGMeldV-Immobilien (Bundesanzeiger a.a.0., S. 8/9) darauf ab,
Schwéchen in Verfahren der Finanzinstitute auszunutzen oder diese Verfahren
auszuhohlen. Betroffen seien Verfahren zur Erflllung der Sorgfaltspflicht be-

zuglich des gemeinsamen Meldestandards, die die Einbeziehung solcher Steu-
erhoheitsgebiete in die grenziiberschreitende Steuergestaltung mit einschliel3t,
die Uber ungeeignete beziehungsweise schwache Regelungen tber die Durch-
setzung von Regelungen fir die Durchfiihrung von Vorschriften gegen die Geld-

wasche oder mit schwachen Transparenzanforderungen fur juristische Perso-

nen oder Rechtsvereinbarungen ausgestattet sind. Derartige Steuergestaltun-
gen lieRen zugleich eine Verschleierung des wirtschaftlich Berechtigten des Er-

werbsvorgangs und ein Risiko der Geldwésche besorgen.

Grenziberschreitende Steuergestaltungen, die ein Kennzeichen nach 8 138e

Abs. 2 Nr. 3 AO aufweisen, zielen auf die Verschleierung des wirtschaftlich Be-
rechtigten durch Zwischenschaltung rechtlicher Eigentiimer oder wirtschatftlich
Berechtigter mit Einbeziehung verschiedener Personen, Rechtsvereinbarungen
oder Strukturen. Auch in diesen Fallen sei aufgrund der gewéhlten grenziber-
schreitenden Steuergestaltung eine Verschleierung des wirtschaftlich Berech-
tigten und ein Zusammenhang zu Geldwaschehandlungen zu besorgen. In den
genannten Féllen sei neben der Pflicht zur Mitteilung der Steuergestaltung nach
8§ 138d Abs. 1 AO an das Bundeszentralamt fir Steuern (BZSt) die Abgabe
einer Meldung an die FIU erforderlich. Eine Erméchtiqung der FIU, die betref-
fenden Daten beim BZSt abzurufen, wére nicht zweckdienlich und wirde die
Verpflichteten mit Blick auf den birokratischen Aufwand im Ergebnis nicht ent-
lasten. Die fir die Analyse des Sachverhalts durch die FIU erforderlichen Daten
seien_im_elektronischen Meldeformat der FIU hinterlegt und weichen von den
an das BZSt zu {ibermittelnden Angaben ab. Auch bei Ubermittlung der Daten
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seitens des BZSt an die FIU ware daher stets eine weitergehende Auskunft der
Verpflichteten gegeniuber _der FIU erforderlich, so dass hierin_keine Auf-
wandsentlastung bei den Verpflichteten lage. Eigenstandiger Prifaufwand des
Verpflichteten, ob eine Meldepflicht nach § 4 Abs. 7 besteht, ergébe sich ge-
geniber den Regelungen der Abgabenordnung dariiber hinaus nicht. Eine Mel-
depflicht besteht stets dann, wenn eine Mitteilungspflicht nach 8 138 d AO be-
steht, da eine mitteilungspflichtige Steuergestaltung mit einem Kennzeichen
nach 8§ 138 e Abs. 2 Nummer 2 lit. f oder Nr. 3 AO vorliege.

gg) Unzureichende Vollmachten (8 5 GwGMeldV-Immobilien)

139 Sofern am Erwerbsvorgang Beteiligte mit formloser Vollmacht handeln und eine
angekindigte schriftliche Vollmachtbestétigung nicht innerhalb von zwei Mona-
ten vorlegen (Nr. 1), oder lediglich eine unechte oder verfalschte Vollmachtsur-
kunde vorlegen (Nr. 2), bestehen ebenfalls Meldepflichten. Gleiches gilt, wenn
nicht erkennbar ist, auf welches Rechtsverhéltnis eine Vollmacht zurtickzufih-
ren ist (Nr. 3) oder die durch Mitarbeiter der konsularischen Vertretung der BRD
in_einem Drittstaat beglaubigt wurde (Nr. 4). Mit Drittstaaten i.S.d. Nr. 4 sind
dabei Risikostaaten i.S.d. 8 3 Abs. 1 der GwGMeldV-Immobilien gemeint.

140 Bei der Erkennbarkeit des Rechtsverhaltnisses, die einer Vollmacht zu Grunde

liegt, kommt es nach dem Inhalt der Verordnungsbegrindung zu 8 5 Nr. 3 GwG-
MeldV-Immobilien (Bundesanzeiger a.a.O., Seite 9) allein darauf an, ob der
Verpflichtete die fur _das Grundverhélinis mafigeblichen tatséchlichen Um-
stande, d.h. den zugrundeliegenden Lebenssachverhalt (z.B. das Bestehen ei-
nes Arbeitsverhaltnisses oder das Vorliegen einer familiaren Beziehungq) erken-
nen kann. Es sei dabei unerheblich, ob er das Grundverhaltnis auch rechtlich

eindeutig und zutreffend hinsichtlich der Art des Schuldverhaltnisses qualifizie-
ren kénne.

hh) Auffalligkeiten im Zusammenhang mit dem Preis, der Kauf- oder Zahlungsmo-
dalitat (8 6 Abs. 1 Nr. 1 GwGMeldV-Immobilien)

141 Meldepflichtig ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 GwGMeldV-Immobilien, wenn der Kauf-
preis vollstandig oder teilweise mit Barmitteln beglichen werden soll, sofern der
Betrag EUR 10.000,00 ubersteigt (lit. a), Kryptowerte (8 1 Abs. 11 Satz 4, 5
KWG) zur Zahlung eingesetzt werden (lit. b) oder tGber ein Bankkonto in einem
Drittstaat gezahlt werden soll (lit. ¢), es sei denn ein Sitz, ein Wohnsitz oder der
gewohnliche Aufenthalt der Vertragsparteien, die das Bankkonto verwenden,

57

Stand: 03.03.2021



Rechtsanwaltskammer Dusseldorf
Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts
befindet sich in diesem Drittstaat. In allen Féllen geht das BMF von einer unkla-
ren Mittelherkunft aus. Hintergrund ist hier insbesondere, dass das BMF eine
Umgehung der im Inland vergleichsweise strengen Geldwascheaufsicht be-
furchtet. Der Auslandsbezug der Kaufpreiszahlung (lit. ¢) kann sich nach der
Verordnungsbegrindung auch aus buchhalterischen Daten ergeben, die beim
Verpflichteten geflihrt werden. Dies umfasse Buchungsbelege, die der Ver-
pflichtete hach den Grundséatzen zur ordnungsmaRigen Fihrung und Aufbe-
wahrung von Buchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form
sowie zum Datenzugriff fihre’.

i Erhebliche Abweichung des Kaufpreises vom tatsachlichen Verkehrswert des
Geschéaftsgegenstands (8 6 Abs. 1 Nr. 2 GwGMeldV-Immobilien)

142 Weicht die Gegenleistung erheblich von dem tatsachlichen Verkehrswert des
Objekts ab, soweit die Differenz nicht auf einer dem Verpflichteten offengeleg-
ten Zuwendung beruht, soll dies aus Sicht des BMF ein genereller Anhaltspunkt
fur Geldwéasche sein. Eine erhebliche Unter- oder Uberbewertung soll nach der
Verordnungsbegrindung (Bundesanzeiger a.a.O., Seite 10) regelmafig bei ei-
ner Abweichung von mindestens 25 % angenommen werden. Abhéngig von
den Umstdnden des Einzelfalles kinne aber auch ein erhebliches Abweichen
unterhalb der Schwelle von 25 % nicht ausgeschlossen sein. Auch hinsichtlich
dieser Voraussetzungen ergeben sich aus der Rechtsverordnung fir den Ver-
pflichteten keine eigenstandigen Nachforschungspflichten, etwa zur Ermittlung
der Hohe des Verkehrswertes (vgl. 8 1 Satz 2 GwGMeldV-Immobilien). Hier
wird es sich in der Regel um Sachverhalte nach 8 34 Abs.1 Erbschaftsteuer-
und Schenkungssteuergesetz handeln, die auch dem zusténdigen Finanzamt

zur Anzeige zu bringen sind.

iD Drittzahlungen (8 6 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 GwGMeldV-Immobilien)

143 Zahlungen Uber € 10.000,-, die vollstandig oder teilweise bereits vor Abschluss
des Rechtsgeschafts durch natirliche Personen oder juristische Personen des
Privatrechts (Nr. 3) gezahlt wurden oder werden sollen oder vollstéandig oder
teilweise von oder an einen Dritten, der weder am Erwerbsvorgang Beteiligter
noch wirtschaftlich Berechtigter ist (Nr. 4), gezahlt werden oder werden sollen,
unterliegen ebenfalls Meldepflichten.

7 Schreiben des BMF vom 28.11.2019, IV A 4-S 0316/19/10003:001, FMNR520000019
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144 Ausnahmen gelten insbesondere fir Zahlungen an Parteien kraft Amtes (Nr. 4

lit. &) derzeitige oder friihere Ehepartner oder eingetragene Lebenspartner einer
Partei des Erwerbsvorgangs (Nr. 4 lit. b), nahestehende Verwandte (Nr. 4 lit. ),
Verwandte zweiten Grades (Nr. 4 lit. d), verbundene Unternehmen (8 15 AktG,
Nr. 4 lit. e), im Grundbuch eingetragene und abzulbsende Glaubiger (Nr. 4 lit.
f), juristische Personen des offentlichen Rechts (Nr. 4 lit. g) oder Dritte, die der
Aufsicht (8 50 Nr. 1, 2 GwG) unterstehen (Nr. 4 lit. h). Drittzahlungen hélt das
BMF _grundsatzlich fur einen Hinweis auf Geldwasche oder Terrorismusfinan-

Zlerung.

kk) Weiter- oder RickverauRerung innerhalb von drei Jahren (8 6 Abs. 2 GwG-
MeldV-Immobilien)

145 Sofern ein Kaufgegenstand ohne nachvollziehbaren Grund innerhalb von drei

Jahren nach Erwerb zu einem erheblich abweichenden Preis weiterverduRert

(Nr. 1) oder an den vorherigen Eigentimer bzw. Anteilsinhaber zurlickverau3ert
wird (Nr. 2), bestehen ebenfalls Meldepflichten. In den genannten Féllen geht
das BMF von einer fehlenden Wirtschaftlichkeit einer Transaktion aus, die letzt-
lich der bloRen Verschleierung der Mittelherkunft (sog. Layering) dienen soll.

146 Eine erhebliche Abweichung ist nach der Verordnungsbegriindung (Bundesan-

zeiger a.a.0., Seiten 10/11) gegeben, wenn der Kaufpreis mehr als geringfligig

von dem vorherigen Kaufpreis abweicht. Ein mehr als geringfigiges Abweichen

sei bei einer Abweichung von mindestens 25 % von dem vorherigen Kaufpreis

anzunehmen. Auch unterhalb dieser Schwelle sei aber ein erhebliches Abwei-

chen nicht ausgeschlossen, beispielsweise, wenn Anteile an einem Gesell-

schaftsvermdgen zwei Jahre nach Erwerb zu einem Kaufpreis weiterverauf3ert

werden, der den vorherigen Kaufpreis um einen niedrigen zweistelligen Pro-

zentsatz Ubersteigt, ohne dass die Differenz in der allgemeinen Preisentwick-

lung, einer wesentlichen tatsachlichen oder rechtlichen Veranderung der An-

teile oder einer teilweisen unentgeltlichen Zuwendung beqgriindet ist.

147 Eine erhebliche Kaufpreisdifferenz sei auch z.B. dann anzunehmen, wenn der

Notar aufgrund der Kaufpreisabweichung von unredlichen Zwecken im Sinne
des 8 14 Abs. 2 BNotO ausgehen muss. Eine Unredlichkeit liege in diesem Zu-

sammenhang umso naher, je massiver die Kaufpreissteigerungen sind und je

kurzfristiger An- und Verkauf aufeinander folgen. Hierbei sei zu bertcksichtigen,

ob die Kaufpreissteigerungen erkléarlich sind oder es nachvollziehbare oder
sachliche Grinde gebe. Auch mit Blick auf die Meldepflicht nach § 6 Abs. 2 Satz
1 Nr. 1 wirden sich aufgrund dieser Rechtsverordnung keine eigenstandigen
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Pflichten fur den Verpflichteten ergeben, sich Informationen zu verschaffen, wie
etwa _Nachforschungen, ob und zu welchen Bedingungen das
Objekt friher bereits verauRert wurde (vgl. 8 1 Satz 2 GwG). Hinsichtlich der
Griunde, die eine innerhalb eines kurzen Zeitraums erfolgende WeiterverduR3e-
rung rechtfertigen und die Meldepflicht entfallen lassen, kénne sich der Ver-
pflichtete grundsétzlich auf die Angaben des Vertragspartners verlassen, sofern
diese einer Plausibilitéatsprifung Stand halten.

148 Im Fall der WeiterveraufRerung an den vorherigen Eigentimer (8 6 Abs. 2 Nr. 2
GwGMeldV-Immobilien) sei verstarkt von einer Absprache auszugehen, die auf
Geldwasche abzielt. Ein_nachvollziehbarer Grund liege vor, wenn die Ruck-
verauRerung plausibilisiert werden kann (zum Beispiel bei Vorliegen einer ent-
sprechenden Regelung im Gesellschaftsvertrag beziehungsweise einer ver-
traglichen Vereinbarung im zuvor geschlossenen Kaufvertrag, die auch ein ver-
standiger Dritter in den Vertrag aufgenommen hétte, oder aufgrund gesetzlicher
Regelungen). Ein solcher sei bspw. dann gegeben, wenn ein Alleingesellschai-
ter mehrere Anteile an einer Gesellschaft verauf3ert, zweieinhalb Jahre nach

der Abtretung der Kaufer und jetzige Mitgesellschafter beabsichtigt, seine An-
teile zu verauRRern und der andere Mitgesellschafter daraufhin sein im Gesell-
schaftsvertrag statuiertes Vorkaufsrecht ausibe, sodass die Anteile an diesen
rickverduRRert werden. Kein nachvollziehbarer Grund liege beispielsweise dann
vor, wenn knapp drei Jahre nach Ubereignung einer Immobilie der Eigentiimer
diese an den vorherigen Eigentimer zurtick veraul3ere, die RuckverdulRerung
weder auf einer gesetzlichen Regelung (zum Beispiel Anfechtung, Rickitritt in-
folge eines Sachmangels) noch einer vertraglichen Vereinbarung beruht, die
auch ein verstandiger Dritter in den Vertrag aufgenommen hétte.

1)) Zahlung Uber Anderkonto ohne Sicherungsinteresse (8§ 6 Abs. 3 GwGMeldV-
Immobilien)

149 Weiter besteht eine Meldepflicht nach 8 6 Abs. 3 GwGMeldV-Immobilien, wenn
die_Zahlung Uber ein_Anderkonto erfolgen soll, ohne dass ein_berechtigtes
Sicherungsinteresse besteht. Ob ein berechtigtes Sicherungsinteresse besteht,
ist anhand objektiver Anhaltspunkte zu beurteilen. Die Nutzung eines Ander-
kontos kann dem Zweck der Verschleierung der Mittelherkunft dienen bezie-
hungsweise eine Transaktion unauffallig erscheinen lassen.
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mm) Ausnahme von Meldepflichten (8§ 7 GwGMeldV-Immobilien)

150 Die Verordnung sieht vor, dass die Meldepflicht nicht besteht, wenn Tatsachen

vorliegen, die die Anzeichen auf einen Geldwéasche- oder Terrorismusfinanzie-
rungsverdacht in den vorgenannten Fallgruppen entkraften (Regel-Ausnahme-
Prinzip). Nach Auffassung des BMF ist diese Vorschrift eng auszulegen (siehe
Verordnungsbegriundung, Bundesanzeiger a.a.0., Seite 12).

151 Die Anzeichen sind dabei ausfiihrlich nach 8 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 GwG zu
dokumentieren. Der Verpflichtete hat nach der Verordnungsbegriindung die

Erwagungsgrinde und eine nachvollziehbare Begriindung seines Bewertungs-
ergebnisses des Sachverhalts hinsichtlich der Meldepflicht in einer Weise auf-
zuzeichnen, die der Aufsichtsbehérde die Uberpriifung erméglicht, ob der Ver-
zicht der Meldung nach 8 7 Satz 1 gerechtfertigt war. Diese Dokumentation ist
nach Satz 3 auch fur Zwecke der Priifung durch die Aufsicht unbedingt aufzu-

bewahren.

c) Konseqguenzen von der Ausnahme der anwaltlichen Schweigepflicht

96152 Besteht — aus welchen Griinden auch immer — ausnahmsweise keine anwaltli-
che Schweigepflicht, besteht auch kein Mandantenprivileg bei der Meldepflicht.
So unterliegen etwa Drittgeheimnisse nicht der Schweigepflicht, soweit die vom
Dritten erlangten Informationen nicht zumindest auch die Interessen des Man-
danten beruhren.
Insoweit kann eine Meldepflicht beispielsweise bestehen, wenn der Rechtsan-
walt den Immobilienverkdufer vertritt und Tatsachen darauf hindeuten, dass der
Kaufer die Gelder zum Erwerb der Immobilie aus Drogenverkaufen hat. Ande-
rerseits ist darauf hinzuweisen, dass bereits die Mandatsanbahnung der
Schweigepflicht unterliegt und der Rechtsanwalt auch zur Verschwiegenheit
verpflichtet ist, wenn er das Mandat ablehnt.

97153 Die Voraussetzungen fir das Bestehen einer Verdachtsmeldepflicht sind we-
gen des moglichen Konflikts mit der beruflichen Verschwiegenheitspflicht mithin
sorgféltig zu prufen, um sich nicht durch eine ohne gesetzliche Pflicht vorge-
nommene Verdachtsmeldung nach § 203 StGB wegen Bruch der Verschwie-
genheitspflicht strafbar zu machen. Zwar sieht § 48 GwG vor, dass derjenige,
der eine Verdachtsmeldung nach § 43 Abs. 1 GwG oder eine Strafanzeige nach
§ 158 StPO erstattet, wegen dieser Meldung oder Strafanzeige nicht verant-
wortlich gemacht werden kann, sofern diese nicht vorsatzlich oder grob fahrlas-
sig unwabhr erstattet worden sind. Ob § 48 GwG auch von der strafrechtlichen
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Verantwortung befreit, ist jedoch noch nicht abschlieBend gekléart, auch wenn

dies einer verbreiteten Auffassung entspricht.

154 In der Verordnungsbegriindung zur GwGMeldV-Immobilien (Bundesanzeiger
a.a.0., Seite 8) weist das BMF hierzu auf folgendes hin: Sollten die Verpflichte-

ten eine Meldung erstatten, obwohl kein meldepflichtiger Sachverhalt vorlag,
kdnnten sie unter den Voraussetzungen des 8 48 Absatz 1 GwG hierfur nicht

verantwortlich gemacht werden. Auch in denjenigen Féllen, in denen der Ver-
pflichtete nach 8§ 43 Abs. 2 S. 2 GwG zur Abgabe der Verdachtsmeldung ver-
pflichtet bleibt, komme im Ergebnis die Verdachtsmeldepflicht nach § 43 Absatz
1 GwG zum Tragen. Damit greife auch in den Fallen, in denen Verpflichtete

einen Sachverhalt aufgrund dieser Verordnung melden, zugunsten des melden-
den Verpflichteten die Regelung des 8 48 Absatz 1 GwG. Die Freistellung von

jeglicher Verantwortlichkeit sei umfassend zu verstehen. Ausgeschlossen seien

damit neben einer zivilrechtlichen insbesondere auch eine straf- oder dienst-

rechtliche Verantwortlichkeit, solange die Meldung nicht vorsatzlich oder grob

fahrlassiqg erstattet wurde.

4. Erstattung der Meldung bei der Zentralstelle fur Finanztransaktionsuntersu-
chungen (FIU)

98155 Eine Meldung nach §-_43 Abs.-_1 GwG ist unverziglich gegenlber der beim
Zollkriminalamt angesiedelten Zentralstelle fir Finanztransaktionsuntersuchun-

gen (FIU) zu erstatten-und-nicht-mehrwie-nach-fritherer Gesetzeslage,gegen-

tber-derBundesrechtsanwaliskammerabzugeben.. Die Meldung muss elektro-
nisch tber das auf der Website der FIU (http:/fiu.bund.de) einrgerichteteeinge-

rich-tete Meldeportal ,goAML“ abgegeben werden. Hierzu ist eine vorausge-
hende (einmalige) Anmeldung erforderlich. Nur bei Stérungen der elektroni-
schen Datenilbermittlung bzw. Systemstdérungen des Meldeportals ist eine
Ubermittlung per Telefax zulassig. MerpflichteteVerpflichte-te haben sich ge-
mar3

8 59 Abs. 6 GwG mit Inbetriebnahme des neuen lfermationsverbundesinfor-
mationsver-bundes der FIU, welcher vom BMF im Bundesgesetzblatt bekannt
gegeben wird, spatestensspates-tens jedoch ab dem 01.01.2024 unabhéangig
von der Abgabe der VerdachismeldungMeldung gemal § 45 Abs. 1 Satz 2
GwG bei der FIU elektronisch zu registrieren. § 45 Abs. 4 GwG erlaubt in ent-
sprechender Anwendung des § 6 Abs. 7 GwG die Ubertragung der Meldepflicht

auf einen Dritten (z.B. den externen Geldwdschebeauftragten). Geméan § 6 Abs.

7 Satz 4 GwG bleibt der verpflichtete Rechtsanwalt hierbei aber in entsprechen-
der Anwendung der Vorschrift verantwortlich fur die Erfullung der Meldepflicht.
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5.  Weitergabe von Informationen tber Meldungen

99156 Grundsatzlich darf der Rechtsanwalt weder den Mandanten, noch Dritte lUber
eine beabsichtigte oder erstattete Meldung nach § 43 Abs. 1 GwG, die Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens aufgrund einer solchen Meldung oder tiber ein
Auskunftsverlangen der FIU nach § 30 Abs. 3 Satz 1 GwG in Kenntnis setzen
(sog. ,tipping off‘-Verbot; § 47 Abs. 1 GwG).

100157 Dieses Verbot gilt jedoch u.a. dann nicht, soweit die entsprechenden Informati-
onen vom Rechtsanwalt

e andiein 8 54 Abs. 3 GwG genannten staatliche Stellen weitergegeben
werden oder

e mit Verpflichteten nach 8§ 47 Abs. 2 Nrn. 4 und 5 ausgetauscht werden,

e—ge alhan e \we-ge mealadengde\arn alfalda ala¥alala' ,ZB_

andere dasselbe Mandat betreuende Kanzleikollegen-_(einschlieRlich
der zustdndigen Sekretariate oder der Geldwaschebeauftragte nebst

Stellvertreter)

Nicht-staatliche Empfanger der Information dirfen die Information ausschliel3-
lich zum Zweck der Verhinderung der Geldwéasche oder der Terrorismusfinan-
zierung verwenden (8 47 Abs. 2 Satz 2 GwG). Fur Rechtsanwalte stellt 8 47
Abs. 4 GwG noch erganzend Klar, dass es nicht als (verbotene) Informations-
weitergabe gilt, wenn sich der Rechtsanwalt bemuiht, einen Mandanten davon
abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. Die Norm dient dazu, den
Konflikt zwischen Aufklarung und Abhalten tber bzw. von der rechtswidrigen
Handlung einerseits und dem Verbot der Informationsweitergabe andererseits
zu entscharfen.

6. Informationseinholung durch die Zentralstelle fir Finanztransaktionsuntersu-
chungen (FIU)

102159 Die FIU kann gem. 8§ 30 Abs. 3 GwG unabhangig vom Vorliegen einer Meldung
Informationen vom Rechtsanwalt einholen, soweit dies zur Erfiillung ihrer Auf-
gaben erforderlich ist. Zur Beantwortung ihres Auskunftsverlangens gewahrt sie
dem Verpflichteten eine angemessene Frist, binnen derer der Rechtsanwalt die
Anfrage beantworten muss.
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103160 Rechtsanwalte kdnnen die Auskunft indes verweigern, soweit sich das Aus-
kunftsverlangen auf Informationen bezieht, die sie im Rahmen der Rechtsbera-
tung oder der Prozessvertretung des Mandanten erhalten haben, es sei denn
der Rechtsanwalt weil3, dass der Mandant die Rechtsberatung fur den Zweck
der Geldwésche oder der Terrorismusfinanzierung in Anspruch genommen hat
oder nimmt. Fur Tatigkeiten des Rechtsanwalts jenseits von Rechtsberatung
und Prozessvertretung (z.B. reine Treuhandtatigkeit) gilt das Mandantenprivileg

jedoch von vorneherein nicht.

57. Unstimmigkeitsmeldung nach § 23a GwG

104161 Seit 01.01.2020 haben Verpflichtete der registerfuhrenden Stelle (derzeit: Bun-
desanzeiger Verlag GmbH) gemal § 23 a Abs. 1 GwG Unstimmigkeiten unver-
zuglich zu melden, die sie zwischen den Angaben Uber die wirtschaftlich Be-
rechtigten im Transparenzregister und den ihnen zur Verfligung stehenden An-
gaben und Erkenntnissen Uber diese feststellen. Fir Rechtsanwaélte gilt aller-
dings auch hier eine ihre berufliche Verschwiegenheitsverpflichtung bericksich-
tigende Ausnahmeregelung: Sie sind nach MaRRgabe von § 43 Abs. 2 GwG von
der Meldepflicht befreit, soweit sie die Kenntnis tiber die Unstimmigkeiten im
Rahmen von ,Tatigkeiten der Rechtsberatung oder Prozessvertretung” erhalten
haben, vgl. 8 23a Abs. 1 Satz 1 GwG. Dies wird bei Abfragen im Transparenz-
register zum Zwecke der Mandatsanlage in aller Regel einschlégig sein.

VI. __Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

105162 8§ 8 GWG enthalt Regelungen zur Aufzeichnung und Aufbewahrung von Anga-
ben und Informationen, die im Rahmen der bestehenden Pflichten vom Rechts-
anwalt erhoben und eingeholt wurden. Diese Pflichten gelten nicht nur fir Do-
kumente, die im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten
eingeholt wurden (zum Beispiel Ausweispapiere und Registerausziige), son-
dern auch fur die Dokumentation der Durchfihrung und der Ergebnisse der in-
ternen Risikobewertungen und die Bewertung von Sachverhalten im Zusam-
menhang mit der Meldepflicht nach § 43 GwG. Die Aufzeichnungen und sons-

tigen Belege sind uhbeschadet-anderergesetzlicherBestimmungen-nach 8§ 8

Abs.4 S.1 GwG funf Jahre aufzubewahren soweit nicht andere gesetzliche

Bestimmungen eine ldngere Frist vorsehen. Da die anwaltlichen Handakten

nach § 50 Abs.1 BRAO fiir die Dauer von 6 Jahren aufzubewahren sind, ist von
einer Aufbewahrungsfrist auch der GwG-Unterlagen von 6 Jahren auszugehen.

In jedem Fall sind die Aufzeichnungen und gemaf§-8-Abs4-Satz 2 GwGsons-
tigen Belege spatestens nach Ablauf von 10 Jahren zu vernichten- (8§ 8 Abs. 4
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Satz 2 GwG). Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalender-
jahres, in dem das Mandat endet (88 50 Abs.1 S.3 BRAO, 8 Abs.4 S.3 GwG).
Da samtliche Daten im offentlichen Geldwéaschepraventionsinteresse erhoben
werden, unterliegen sie nicht der Verschwiegenheitspflicht und auch nicht dem
Beschlagnahmeschutz nach § 97 StPO. Deshalb sollten die Aufzeichnungen
keinesfalls in der Mandats- bzw. Handakte aufbewahrt werden, sondern ge-

trennt von dieser in einem gesonderten Ordner bzw. elektronischen Verzeich-
nis.

VII. _Mitwirkungspflichten

106163 Rechtsanwalte, soweit sie Verpflichtete i.S.v. 8 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG sind, haben
der fur sie zustandigen Rechtsanwaltskammer sowie den Personen und Ein-
richtungen, derer sich die Rechtsanwaltskammer zur Durchfiihrung ihrer Aufga-
ben bedient (z.B. WirtschaftspriferWirtschaftsprifern oder Mitarbeitern anderer
RechtsanwaltskammerRechtsanwaltskammern), auf Verlangen

e Auskunft Gber alle Geschaftsangelegenheiten und Transaktionen zu er-
teilen und

e Unterlagen, die fur die Einhaltung der in diesem Gesetz festgelegten
Anforderungen von Bedeutung sind, vorzulegen.

107164 Die Auskunft und die Belegvorlage haben gemaR § 52 Abs. 1 Satz 1 GwG un-
entgeltlich zu erfolgen. Die Angehdrigen der Rechtsanwaltskammer und die
sonstigen Personen, derer sich die Rechtsanwaltskammer als Aufsichtsbe-
hoérde zur Durchfuihrung ihrer Priifung nach § 51 Abs. 3 GwG bedient, haben im
Rahmen ihrer Prifung gemanR § 52 Abs. 2 GwG das Recht, die Geschaftsraume
des verpflichteten Rechtsanwalts innerhalb der tiblichen Geschéftszeiten zu be-
treten und zu besichtigen, und der Betroffene hat die MaRnahmen gemal § 52
Abs. 3 GwG zu dulden.

108165 Nach 8 52 Abs. 4 GwG darf der grundsatzlich Auskunftspflichtige die Auskunft
indes auf solche Fragen verweigern, mit deren Beantwortung er sich selbst oder
einen Angehdrigen (8 383 Abs. 1 Nrn. 1-3 ZPO) der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem OWiG aussetzen wiirde.

109166 _Nach dem in 8 52 Abs. 5 GwG geregelten Mandantenprivileg darf ferner der
Rechtsanwalt die Auskunft auch auf Fragen verweigern, wenn sich diese Fra-
gen auf Informationen beziehen, die er im Rahmen der Rechtsberatung oder
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der Prozessvertretung des Mandanten erhalten hat, es sei denn der Rechtsan-
walt weil3, dass sein Mandant seine Rechtsberatung fur den Zweck der Geld-
wasche oder der Terrorismusfinanzierung in Anspruch genommen hat oder
nimmt. Fir Tatigkeiten des Rechtsanwalts jenseits von Rechtsberatung und
Prozessvertretung (z.B. reine Treuhandtatigkeit) gilt das Mandantenprivileg von
vorneherein nicht. Ferner kommt das Mandantenprivileg mangels geheimhal-
tungsbedurftiger Tatsachen dann (noch) nicht zum Tragen, solange nur abs-
trakte Auskunfte ohne konkreten Mandatsbezug gefordert werden (z.B. ob in
einem bestimmten Zeitraum die Verpflichtetenkriterien zu bejahen sind).

110167 Beide Ausnahmetatbestdnde in 8§ 52 Absatze 4 und 5 GwG begriinden nur ein
Auskunftsverweigerungsrecht. Demgegentiber besteht keine Berechtigung, die
Vorlage von Unterlagen zu verweigern.

111168 Gemal § 52 Abs. 6 GwWG haben Personen, bei denen aufgrund ihrer Geschéfts-
tatigkeit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass Sie Verpflichtete nach § 2
Abs. 1 Nr. 10 GwG sind der zustandigen Rechtsanwaltskammer auf Verlangen
unentgeltlich Auskunft tiber alle Geschéaftsangelegenheiten zu erteilen und Un-
terlagen vorzulegen, soweit dies fur die Feststellung der Verpflichteteneigen-
schaft erforderlich ist. An die Anknipfungstatsachen sind indes keine hohen
Anforderungen zu stellen, wie der Gesetzesbegrindung zu entnehmen ist.
Demnach ist es bereits ausreichend, dass ,nicht auszuschliel3en ist“, dass die
Betreffenden Verpflichtete ,sein konnten* (BT-BreksDrs. 19/1387, S. 103).

66

Stand: 03.03.2021



	21 Die Mitwirkung an einer Vermögensverwaltung für den Mandanten kommt in zwei Formen vor: Der Rechtsanwalt kann die Vermögensverwaltung für den Mandanten rechtlich begleiten (Eigenverwaltung des Mandanten) oder aber die Vermögensverwaltung als (ggf. ...
	22 Die Verwaltung von Patenten, Gebrauchsmustern, Marken und Designs kann unter die „Verwaltung“ von sonstigen Vermögenswerten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 lit. a) sublit. bb) GwG i.V.m. § 1 Abs. 7 Nr. 1 GwG fallen, wenn die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf ...
	a) Anwendungsbereich
	36 Für diese auf Finanzdienstleister zugeschnittene Regelung sind für Rechtsanwälte nur wenige Anwendungsbeispiele ersichtlich. Denn nachdem Rechtsanwälte nur dann überhaupt Verpflichtete nach dem GwG sind, soweit sie Tätigkeiten i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr....

	b) Risikobasierter Ansatz bei Erfüllung der allgemeinen Sorgfaltspflichten
	c) Allgemeine Sorgfaltspflichten im Einzelnen
	aa)  Identifizierungspflicht
	(i) Identifizierung des Mandanten (§  10 Abs.  1 Nr.  1 GwG)
	48 Soweit der Mandant bei Mandatsbegründung nicht selbst erscheint, sondern für diesen eine andere Person auftritt, muss auch die für den Mandanten auftretende Person identifiziert werden und müssen die zur Identitätsfeststellung erhobenen Angaben ver...
	49 Zudem ist zu prüfen, ob die Person tatsächlich dazu berechtigt ist, für den Mandanten aufzutreten; beim gesetzlichen Vertreter oder Verfügungsberechtigten einer juristischen Person oder Personenhandelsgesellschaft bedarf es dieser gesonderten Prüfu...
	50 Bei nur geringem Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung i.S.v.  § 14 Abs. 1 GwG kann können im Rahmen vereinfachter Sorgfaltspflichten gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 1 und 2 GwG gewisse Erleichterungen gelten. So kann die Erhebung der Geschäftsad...
	cc) Identifizierung des wirtschaftlich Berechtigten (§  10 Abs.  1 Nr.  2 GwG)

	d) Rechtsfolgen der Verletzung der allgemeinen Sorgfaltspflichten
	e) Ausführung der Sorgfaltspflichten durch Dritte, vertragliche Auslagerung
	82 Auf Antrag kann die Rechtsanwaltskammer gem. § 5 Abs. 4 GwG von der Verpflichtung zur Dokumentation der Risikoanalyse (nicht von ihrer Durchführung oder gar von der Pflicht, angemessene interne Sicherungsmaßnahmen zu treffen) befreien, wenn kumulat...
	aa)  Ausarbeitung von internen Grundsätzen, Verfahren und Kontrollen
	bb)  Bestellung eines Geldwäschebeauftragten und seines Stellvertreters
	cc)  Schaffung und Fortentwicklung geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs von neuen Produkten und Technologien.
	dd)  Überprüfung der Mitarbeiter auf ihre Zuverlässigkeit
	ff)  Überprüfung der kanzleiinternen Grundsätze und Verfahren durch eine  unabhängige Prüfung
	gg)  Einrichtung eines kanzleiinternen Hinweisgebersystems
	hh)  Auskunft zur Identität der Mandanten und zur Art der Geschäftsbeziehung


	I. Verdachtsmeldungen
	a)  Gewissheitsmeldepflicht nach § 43 Abs. 2 Satz 2 GwG
	b)  Verdachtsmeldepflicht bei bestimmten Immobiliengeschäften nach § 43 Abs. 2 Satz 2, Abs. 6 und der GwGMeldV-Immobilien
	aa)  Bezug zu Risikostaaten (§ 3 Abs. 1 und 2 GwGMeldV-Immobilien)
	bb)  „Sanktionslisten-Treffer″ (§ 3 Abs. 3 GwGMeldV-Immobilien)
	cc) Auffälligkeiten im Zusammenhang mit den beteiligten Personen oder dem wirtschaftlich Berechtigten (§ 4 GwGMeldV-Immobilien)

	ff) Auffälligkeiten im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Steuergestaltungen (§ 4 Abs. 7 GwGMeldV-Immobilien)
	jj)  Drittzahlungen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 GwGMeldV-Immobilien)

	kk)  Weiter- oder Rückveräußerung innerhalb von drei Jahren (§ 6 Abs. 2 GwGMeldV-Immobilien)
	mm)  Ausnahme von Meldepflichten (§ 7 GwGMeldV-Immobilien)


	VI. Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

